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Versicherungsbedingungen zur Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung  
 von Unternehmensleitern (Directors & Officers-Versicherung) 

 
(TMHCC – DE DO 2019) 

 
für die 

 
[VN Name] 

 
 
 
 
 

 
WICHTIGER HINWEIS 

 

Dieser Versicherungsvertrag gewährt Versicherungsschutz auf Basis des Claims Made-Prinzips 
(Anspruchserhebungsprinzip).  

Damit sind vom Versicherungsschutz ausschließlich Ansprüche auf Ersatz eines Vermögensschadens 
umfasst, die innerhalb der Versicherungsperiode oder einer sich daran anschließenden vertraglich 
vereinbarten Schadennachmeldefrist erstmals schriftlich gegen versicherte Personen geltend gemacht 
werden. 

Das gleiche gilt entsprechend bei anderen Deckungen, die nicht auf einem solchen Schadens-
ersatzanspruch beruhen. 

Der vollständige Vertragsinhalt ergibt sich aus dem Antrag, dem Versicherungsschein und den bei-
gefügten Versicherungsbedingungen sowie gegebenenfalls dem Fragebogen und den Nachträgen. Die 
Versicherungsnehmerin wird gebeten, die Richtigkeit des vorliegenden Versicherungsvertrages zu 
überprüfen und sich mit dem betreuenden Versicherungsvermittler oder Tokio Marine Europe S.A. - 
Zweigniederlassung für Deutschland, Niederlassung München, Rindermarkt 16, 80331 München, in 
Verbindung zu setzen, um etwaige Abweichungen oder Unstimmigkeiten umgehend zu klären. 
 
Abweichungen von Ihrem Antrag gelten als genehmigt. 
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VERSICHERUNGSSCHEIN 

 
 

Vertragsnummer       

POS. 1  Versicherungsnehmerin 
 

(a) Name: 
 

(b) Anschrift: 
 

 

 
      

 
      
 

POS. 2  
 

Versicherungsvermittler 
 
(a) Name:    

 
(b) Anschrift:  
  

 

 
 
      

 
      

 

POS. 3  Vertragsbeginn      , 12.00 Uhr mittags MEZ 

 

POS. 4  Versicherungsperiode 
 
(a) Beginn:

  
(b) Ende:

  

 

 
 
     , 12.00 Uhr mittags MEZ 

 
     , 12.00 Uhr mittags MEZ 

 

POS. 5  Rückwärtsversicherungsdatum 

 

unbegrenzt 

POS. 6  Kontinuitätsdatum 

 

      

POS. 7  Versicherungssumme 

 

EUR       pro Versicherungsperiode je Versicherungsfall 
und für alle Versicherungsfälle bzw. Deckungen 
zusammen, im Nachgang zum vereinbarten Selbstbehalt, 
wenn ein solcher vereinbart wurde.  

 
Maximierung:      -fach  

 

POS. 8  
 

 

Sublimits  

Versicherte Personen:  

(a) Fremdmandate (2.2): 
 

50% der Versicherungssumme  
 

(b) Reisekosten Angehöriger und 
Partner (6.1.1(a)): 

 

EUR 50.000 

 

(c) Kosten bei Arrest und 
einstweiliger Verfügung 
(6.1.1(b)):  

 

EUR 250.000 

 

(d) Abwehrkosten bei 
Sicherheitsleistungen 
(6.1.1(c)): 

 

EUR 250.000 

 

(e) wegen Personen- oder 
Sachschadens (6.1.1(d)): 

 

20% der Versicherungssumme 
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 (f) Verteidigungskosten bei 
Unterlassungs-  
und Auskunftsansprüchen 
(6.1.2):  

 

20% der Versicherungssumme 

 

(g) Verteidigungskosten und 
Gehaltsfortzahlung  
bei Aufrechnung oder 
Zurückbehaltung (6.1.3): 

 

EUR 500.000 

 

(h) Reputationsschaden und 
aktive Privatklage (6.1.6): 

 

EUR 250.000 

 

(i) Psychologische Betreuung 
(6.1.7): 

 

EUR 150.000 

 

(j) Vorsorgliche Rechtsberatung 
(6.2.1): 

 

EUR 150.000 

 

(k) Verfahrensrechtsschutz 
(6.2.2): 

 

EUR 250.000 

 

Versicherte Gesellschaften:  

(l) Kosten einer 
Firmenstellungnahme  
bei Behördenverfahren 
(6.3.2): 

 

EUR 500.000 

 

(m) Inanspruchnahme nach 
französischem Recht (6.3.3):   

 

20% der Versicherungssumme 

 

(n) Kosten für Krisenmanager 
(6.3.5): 

 

EUR 250.000 

 

(o) Sonderuntersuchungskosten 
(6.3.6): 

 

EUR 250.000 

 Alle Sublimits verstehen sich pro Versicherungsperiode und als Teil der Versicherungs-
summe und nicht zusätzlich hierzu. 
 

POS. 9  Zusatzlimits 
 

(a) Abwehrkosten (8.4.1): 
 

(b) Versicherte Personen (8.4.2): 

 

 

25% der Versicherungssumme 

 
10% der Versicherungssumme   

POS. 10  Nachmeldefrist 84 Monate unverfallbare Schadennachmeldefrist (9.1.2) 
 

POS. 11  Selbstbehalt NULL, oder das vom Gesetzgeber geforderte Minimum. 
 

POS. 12  Jahresprämie EUR       zzgl. gesetzlicher Versicherungsteuer1 
 

POS. 13  Versicherer 
 

Tokio Marine Europe S.A. 
mit Sitz in 26, Avenue de la Liberté, L-1930, Luxemburg 
zugelassen vom Finanzminister des Staates Luxemburg, 
beaufsichtigt vom Commissariat aux Assurances (CAA) 
handelnd durch die  
Zweigniederlassung für Deutschland  
(mit Sitz in Berliner Allee 26, 40212 Düsseldorf),  
Niederlassung München,  
Rindermarkt 16, 80331 München.     
 

 
1 Der allgemeine Steuersatz für Versicherungen beträgt aktuell 19%. 
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POS. 14  Bedingungswerk des 
Grundvertrages 
 

TMHCC – DE DO 2019 
 

POS. 15  Besondere Bedingungen       
      
      
 

POS. 16  Vertragsgrundlage       
      
 

POS. 17  Nachträge       

 
 
 
 

München, den      .     .      
 
 
Gezeichnet, 
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HINWEISE 
 
Beschwerdeverfahren 
 
Tokio Marine HCC unternimmt alle Anstrengungen, seinen guten Kundenservice laufend zu verbessern. In Fällen, 
in denen der Versicherer seinen vertraglichen Verpflichtungen aus dieser Police nicht vollständig oder nur 
unzulänglich nachkommt, können die versicherten Personen oder deren Nachfahren, Erben, Bevollmächtigten oder 
rechtlichen Vertreter ihre Beschwerde an folgende Stellen richten:  

 
Tokio Marine Europe S.A. - Zweigniederlassung für Deutschland, Niederlassung München 
Niederlassungsleiter 
Rindermarkt 16, 80331 München 
 
oder 
 
Tokio Marine Europe S.A. 
Head of International Compliance 
26, Avenue de la Liberté, L-1930 Luxemburg 

 
Darüber hinaus können Sie sich auch an die Aufsichtsbehörde wenden:  
 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn – Bundesrepublik Deutschland 
Tel: + 49 (0)228 / 4108-0 
E-Mail: poststelle@bafin.de  

 
Die Möglichkeit der Beschreitung des Rechtsweges bleibt hiervon ausdrücklich unberührt. 

 
 

Datenschutzklausel 
 
Tokio Marine HCC respektiert Ihr Recht auf Privatsphäre. In unserer Datenschutzerklärung (einsehbar unter 

https://www.tmhcc.com/en/legal/privacy-policy) erläutern wir wer wir sind, wie wir Ihre personenbezogenen 

Daten erheben, verwenden und übertagen und wie Sie Ihr Recht auf Schutz der Privatsphäre ausüben können. Bei 

Fragen oder Bedenken hinsichtlich der Verwendung Ihrer personenbezogenen Daten kontaktieren Sie bitte 

DPO@tmhcc.com. 

Wir können Ihre personenbezogenen Daten wie Namen, E-Mail-Adresse, Anschrift, Telefonnummer, Geschlecht 

und Geburtsdatum erfassen. Wir benötigen diese personenbezogenen Daten, um einen Vertrag mit Ihnen 

abschließen und durchführen zu können. Wir speichern die erhobenen personenbezogenen Daten in Fällen, in 

denen wir ein laufendes legitimes Geschäftsinteresse daran haben (bitte beachten Sie, dass ein Verweis auf „Sie“ 

oder „Ihre“ unter anderem „Sie, Ihr Unternehmen, Ihre Mitarbeiter und/oder Ihre Kunden“ umfasst). 

Wir sind berechtigt, Ihre personenbezogenen Daten weiterzugeben an: 

▪ unsere Konzerngesellschaften; 

▪ Externe Dienstleister und Geschäftspartner, die Datenverarbeitungsleistungen an uns erbringen oder 

personenbezogene Daten auf andere Weise für in unserer Datenschutzerklärung beschriebene oder Ihnen 

im Zeitpunkt der Datenerfassung mitgeteilte Zwecke verarbeiten,  

▪ zuständige Strafverfolgungsbehörden, Regulierungsbehörden, staatliche Stellen, Gerichte oder 

sonstige Dritte, wenn wir davon überzeugt sind, dass eine Offenlegung notwendig ist (i) aufgrund 

anwendbaren Rechts, (ii) zur Ausübung, Begründung oder Verteidigung unserer Rechte oder (iii) zur 

Wahrnehmung unserer eigenen Interessen oder im Interesse Dritter,  

▪ einen potentiellen Käufer (und dessen Vertreter und Berater) im Zusammenhang mit einem 

beabsichtigten Kauf, Zusammenschluss oder einer beabsichtigten Übernahme eines Teils unseres 

Geschäfts, wenn wir den Käufer darüber informieren, dass Ihre personenbezogenen Daten einzig für die 

in unserer Datenschutzerklärung genannten Zwecke verwendet werden dürfen oder 

▪ andere Personen, wenn Sie der Weitergabe zustimmen. 

 

mailto:poststelle@bafin.de
https://www.tmhcc.com/en/legal/privacy-policy
mailto:DPO@tmhcc.com
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Ihre personenbezogenen Daten können auch in andere als Ihr Wohnsitzland weitergegeben und dort verarbeitet 

werden. Die in diesen Ländern anwendbaren Datenschutzgesetze können von den in Ihrem Land geltenden 

Gesetzen abweichen. Innerhalb des Tokio Marine Konzerns werden Daten kraft unserer konzerninternen 

Datenübertragungsvereinbarung übertragen, die die EU Standardvertragsklauseln enthält. 

Wir verwenden angemessene technische und organisatorische Maßnahmen zum Schutz der von uns erhobenen 

und verarbeiteten personenbezogenen Daten. Diese Maßnahmen sind so gestaltet, dass sie ein der Verarbeitung 

Ihrer personenbezogenen Daten entsprechendes angemessenes Sicherheitsniveau bieten.   

Sie haben das Recht zu erfahren, welche Ihrer Daten gespeichert werden und eine sogenannte Anfrage zur 

Offenlegung der gespeicherten Daten (Data Subject Access Request - DSAR) einzureichen. Sie sind ebenfalls 

berechtigt, die Berichtigung Ihrer Daten zu verlangen, um sicherzustellen, dass die von uns gespeicherten 

Informationen richtig sind. Unter bestimmten Umständen stehen Ihnen weitere Datenschutzrechte zu. Hierzu 

gehören beispielsweise das Verlangen der Löschung, Widerspruch gegen die Verarbeitung, Einschränkung 

der Verarbeitung und in einigen Fällen auch die Beantragung der Übertragbarkeit. Weitergehende 

Informationen über Ihre Rechte finden Sie in unserer Datenschutzerklärung. 

Sie können sich jederzeit von den von uns versandten Marketingmitteilungen abmelden indem Sie den 

„Abbestellen“ oder „Abmelden“-Link in den von uns versandten Werbe-E-Mails anklicken. Wenn wir Ihre 

personenbezogenen Daten mit Ihrer Zustimmung erhoben haben, so können Sie dieses Einverständnis jederzeit 

widerrufen. Der Widerruf der Zustimmung beeinträchtigt nicht die Rechtmäßigkeit einer Verarbeitung der Daten 

vor diesem Zeitpunkt und hat keinen Einfluss auf eine im Vertrauen auf die rechtmäßige Verarbeitung Ihrer 

personenbezogenen Daten aus anderen Gründen als einer erteilten Zustimmung durchgeführte Verarbeitung. Sie 

sind berechtigt, bei einer Datenschutzbehörde über die von uns durchgeführte Erhebung und Verwendung ihrer 

personenbezogenen Daten Beschwerde einzureichen.   

 

Hinweis bezüglich der an die Versicherungsnehmerin übermittelten Informationen 
 
Das Risiko wird von Tokio Marine Europe S.A. versichert, mit Sitz in 26, Avenue de la Liberté, L-1930 Luxemburg, 
zugelassen vom Finanzminister des Staates Luxemburg, beaufsichtigt vom Commissariat aux Assurances (CAA), 
handelnd durch die Zweigniederlassung für Deutschland, Niederlassung München, Rindermarkt 16, 80331 
München.  
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DECKUNGSÜBERSICHT 
 
IN WELCHEN FÄLLEN BESTEHT VERSICHERUNGSSCHUTZ? 
Versicherungsschutz nach diesem Vertrag besteht bei Eintritt eines der in 1.1 der allgemeinen Versicherungs-
bedingungen genannten Versicherungsfälle: 

• Haftpflichtversicherungsfall, d.h. Vermögenschadensansprüche wegen einer Pflichtverletzung (1.1.1) 

• die in 1.1.2 angegebenen Zusätzlichen Versicherungsfälle 
 
WER IST VERSICHERT? 
Abhängig vom eintretenden Versicherungsfall besteht Versicherungsschutz für: 

• die in 2 genannten versicherten Personen und/oder 

• die in 3-4 genannten versicherten Gesellschaften 
 
WAS IST VERSICHERT? 

• Versicherte Personen: 
Die Versicherungsleistungen zugunsten der versicherten Personen bestehen aus: 
- Übernahme der Abwehrkosten und Freistellung im Haftpflichtversicherungsfall (5) 
- Übernahme der zusätzlichen Kosten und vorläufige Deckung von Abwehrkosten im Haftpflichtver-

sicherungsfall (6.1) 
- Übernahme der Kosten einer vorsorglichen Rechtsberatung bei drohenden Haftpflichtversicherungsfällen 

(6.2.1) 
- Übernahme der Verfahrenskosten bei Strafverfolgungsmaßnahmen (6.2.2) und bei aufsichtsrechtlichen 

Sonderuntersuchungen (6.2.3) 
 

• Versicherte Gesellschaften (6.3): 
Die Versicherungsleistungen zugunsten der versicherten Gesellschaften bestehen aus: 
- „Company Reimbursement“ bei Freistellung einer versicherten Person durch die Gesellschaft (6.3.1) 
- Übernahme der Kosten einer Firmenstellungnahme bei Behördenverfahren (6.3.2) 
- Versicherungsschutz bei Inanspruchnahme der versicherten Gesellschaft nach bestimmten Vorschriften 

des französischen Rechts (6.3.3) 
- Versicherungsschutz bei Inanspruchnahme der versicherten Gesellschaft als Organmitglied einer 

Tochtergesellschaft (6.3.4) 
- Übernahme der Krisenmanagerkosten (6.3.5) 
- Übernahme der Sonderuntersuchungskosten (6.3.6) 

 
WIE VIEL WIRD IM SCHADENFALL GELEISTET? 
Die gesamte Höchstleistung des Versicherers je Versicherungsfall und für alle Versicherungsfälle einer 
Versicherungsperiode ist prinzipiell auf die in POS. 7 des Versicherungsscheins genannte Versicherungssumme 
begrenzt (8.1), wenn keine Maximierung dorthin vereinbart wird. Die Versicherungsnehmerin kann jedoch in diesem 
Fall eine optionale Wiederauffüllung der Versicherungssumme gegen eine Zusatzprämie erwerben (8.2). Darüber 
hinaus bestehen auch Zusatzlimits für Verteidigungskosten (8.4) bzw. bestimmte versicherte Personen (8.5) bei 
bestimmten Umständen. 
Bei Vorstandsmitgliedern leistet der Versicherer nur für den in 8.7 genannten Selbstbehalt übersteigende 
Schäden. 
 
WANN BESTEHT VERSICHERUNGSSCHUTZ? 
Versicherungsschutz besteht prinzipiell nur für Versicherungsfälle und Pflichtverletzungen, die während der Ver-
sicherungsperiode eintreten bzw. begangen werden (9.1.1 und 9.2.1). Bei Tochtergesellschaften besteht Ver-
sicherungsschutz nur, wenn im Zeitpunkt der Pflichtverletzung die Eigenschaft als Tochtergesellschaft vorliegt 
(9.3.1). Versicherungsschutz besteht jedoch auch: 

• für nach Vertragsablauf jedoch während einer bestimmten Nachmeldefrist eintretende Versicherungsfälle 
(9.1.2); 

• für unbekannte vor Vertragsbeginn begangene Pflichtverletzungen (9.2.2); 

• optional, für vor Erwerb oder nach Verlust der Eigenschaft als Tochtergesellschaft begangene 
Pflichtverletzungen (9.3.3 und 9.3.4). 

 
WO BESTEHT VERSICHERUNGSSCHUTZ? 
Versicherungsschutz besteht weltweit (10). 
 
WAS IST NICHT VERSICHERT? 
Kein Versicherungsschutz besteht bei: 

• mit direktem Vorsatz begangenen Pflichtverletzungen (11.1) 

• strafrechtlichen Strafen und Bußgeldern und gleichartigen Summen (11.2) 

• bestimmten US-Ansprüchen (11.3) 
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TOKIO MARINE HCC D&O VERSICHERUNGSBEDINGUNGEN  
zur Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung  

 von Unternehmensleitern (Directors & Officers-Versicherung)  
(TMHCC DE DO 2019) 

 
 

1. Versicherungsgegenstand 
 
 

1.1 VERSICHERUNGSFÄLLE 
 
Der Versicherer gewährt den versicherten Personen und gegebenenfalls den versicherten 
Gesellschaften Versicherungsschutz für die folgenden Versicherungsfälle: 
 

1.1.1 Haftpflichtversicherungsfall 
 

(a) Allgemein 
 

Der Versicherer gewährt den versicherten Personen Versicherungsschutz, wenn sie 
erstmalig während des Versicherungszeitraums wegen einer Pflichtverletzung (durch Tun 
oder Unterlassen) in Ausübung einer versicherten Tätigkeit aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen für einen Vermögensschaden schriftlich in Anspruch genommen 
werden („claims made“). 
 

(b) Besondere versicherte Ansprüche 
 

Unter denselben Voraussetzungen gelten als versicherte Ansprüche auch: 
 

(i) vertragliche Ansprüche auf Schadensersatz für einen Vermögensschaden, soweit der 
Anspruch ebenfalls aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen in gleichem 
Umfang einredefrei besteht; 

 
(ii) Ansprüche wegen ungerechtfertigter Bereicherung. Der Betrag der Rückforderung ist 

jedoch vom Versicherungsschutz ausgeschlossen; 
 

(iii) Ansprüche wegen Zahlungen nach Zahlungsunfähigkeit der Gesellschaft aus § 64 
GmbHG oder § 93 Abs. 3 Nr. 6 i.V.m. § 92 Abs. 2 AktG sowie entsprechender 
ausländischer Rechtsvorschriften; 

 
(iv) Ansprüche aus dem Anstellungsverhältnis, d.h. Ansprüche, die geltend gemacht 

werden von 

• ehemalig oder gegenwärtig angestellten Arbeitnehmern oder Organmitgliedern 
(oder Bewerbern auf solche Positionen) einer versicherten Gesellschaft oder 
einer Gesellschaft oder Organisation, in der ein Fremdmandat im Sinne von 2.2 
ausgeübt wird oder  

• für Arbeitnehmerfragen zuständigen Behörden 
 
und die mit einem oder mehreren der folgenden Gründe begründet werden: 
 

• unrechtmäßige Beendigung eines Anstellungsverhältnisses; 

• Verletzung des Anstellungsvertrags; 

• Abgabe einer Falschdarstellung; 

• Verletzung von Antidiskriminierungsgesetzen zum Schutz von Arbeitnehmern 
inklusive des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG); 

• Abgabe einer falschen Beurteilung; 

• Unterlassung einer Beurteilung; 

• Unterlassung einer Einstellung oder Beförderung; 

• Aussprache einer Disziplinierung; 
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• Verletzung der Privatsphäre;  

• Diffamierung;  

• Zufügen seelischen Leids; 

• Ausschluss einer Karrieremöglichkeit; 

• Fehlerhaftes Nichtgewähren einer Dauerposition. 
 

(c) Anspruchserhebung 
 

Als schriftliche Erhebung eines Anspruchs gelten auch: 

• Streitverkündung, 

• Aufrechnung mit einem Schadensersatzanspruch, 

• Veranlassung der Bekanntgabe eines Güteantrags gemäß § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB, 

• Geltendmachung einer Haftung gemäß §§ 34, 69 AO, 
 
sowie entsprechende Verfahren nach ausländischem Recht. 
 
Maßgeblicher Zeitpunkt der Erhebung des Anspruchs im Sinne dieser Bestimmungen ist 
der Zugang des Schriftstücks bei der versicherten Person oder Gesellschaft. 
 

(d) Leistung 
 
Die Versicherungsleistungen bestehen insoweit in der Freistellung bei begründeten 
Ansprüchen und Erstattung der Abwehrkosten gemäß 5.  

 

1.1.2 Besondere Versicherungsfälle (versicherte Personen) 
 

In Erweiterung des Haftpflichtversicherungsfalls gemäß 1.1.1 gewährt der Versicherer den 
versicherten Personen Versicherungsschutz bei folgenden Fällen: 

 

(a) Drohende Haftpflichtansprüche 
 

Drohende Haftpflichtansprüche im Sinne dieser Bestimmung liegen vor, wenn:  

• einer versicherten Person oder einer versicherten Gesellschaft ein Schadensersatz-
anspruch  im Rahmen einer Organtätigkeit schriftlich angedroht wird, oder der 
Aufsichtsrat oder die Gesellschafterversammlung einer versicherten Gesellschaft ein 
haftungsrelevantes Verhalten einer versicherten Person annimmt oder ein besonderer 
Vertreter bestellt wird, um einen Anspruch gegen eine versicherte Person geltend zu 
machen; 

• Aktionäre oder Gesellschafter einer versicherten Gesellschaft diese schriftlich 
auffordern, gegen eine versicherte Person einen Anspruch geltend zu machen; 

• von Aktionären gerichtlich beantragt wird, einen anderen als den satzungsgemäßen 
Vertreter zu bestellen; 

• Aktionäre ein Klagezulassungsverfahren (§ 148 AktG oder eine entsprechende 
Bestimmung ausländischen Rechts) beantragen, um ein Klageverfahren wegen eines 
Schadensersatzanspruchs, der sich auf die organschaftliche Tätigkeit einer 
versicherten Person bezieht, betreiben zu können; 

• eine versicherte Person wegen einer Pflichtverletzung, die versichert sein könnte, zu 
einer Zeugenaussage aufgefordert wird; 

• eine versicherte Person wegen ihrer Tätigkeit als Organ abgemahnt wird; 

• gegen Ansprüche aus einem Anstellungsvertrag einer versicherten Person oder einem 
hiermit in unmittelbaren Zusammenhang stehenden Vertrag mit Schadenersatz-
ansprüchen aufgerechnet wird; 

• einer versicherten Person in der Haupt- oder Gesellschafterversammlung keine 
Entlastung erteilt wird; 
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• der Aufsichtsrat oder ein entsprechendes Kontrollorgan beschließt, dass eine 
versicherte Person sich haftungsrelevant verhalten hat; 

• in Bezug auf eine versicherte Person ein Sondergutachten gemäß § 142 AktG oder 
einer vergleichbaren Rechtsnorm beauftragt wird; 

• keine vollständige Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung einer versicherten 
Person bei einer genossenschaftlichen Pflichtprüfung festgestellt wird; 

• von einer versicherten Person Auskunft bzw. Mitwirkung nach §§ 97, 101 InsO durch 
den Insolvenzverwalter verlangt wird, oder 

• einer versicherten Person angedroht wird, dass ihr Anstellungsvertrag gekündigt wird, 
eine solche Kündigung ausgesprochen oder ihre Organstellung vorzeitig beendet wird. 

 
Die Versicherungsleistung besteht insoweit in der Übernahme der notwendigen und 
angemessenen Kosten einer vorsorglichen Rechtsberatung der versicherten Person gemäß 
6.2.1. 

 

(b) Strafverfolgungsmaßnahmen 
 

Dies sind: 

• Ermittlungsverfahren wegen einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit, 

• Disziplinar-, Aufsichts- oder standesrechtliche Verfahren, 

• Privatklageverfahren und/oder Sühneverfahren,  

• Untersuchungshaften,  

• Bescheide über ein Auslieferungsgesuch oder der Erlass eines Haftbefehls in Folge 
eines Auslieferungsgesuches, 

• Auslieferungshaften, oder 

• Aufforderungen zu Zeugenaussagen, 
 
die gegen eine versicherte Person wegen einer versicherten Pflichtverletzung eingeleitet 
oder angeordnet werden, sofern diese Maßnahmen oder die zugrundeliegende Pflicht-
verletzung einen Haftpflichtversicherungsfall gemäß 1.1.1 verursacht hat oder mit aus-
reichenden Wahrscheinlichkeit verursachen kann. 
 
Die Versicherungsleistung besteht insoweit in der Übernahme der notwendigen und 
angemessenen Verfahrenskosten der versicherten Person gemäß 6.2.2 . 

 
(c) Aufsichtsrechtliche Sonderuntersuchungen   

 
Dies sind die an eine versicherte Person und/oder eine versicherte Gesellschaft gerichteten 
offiziellen Sonderuntersuchungen einer Aufsichtsbehörde, insoweit folgende Maßnahmen 
getroffen werden: 

• Verfügung der Behörde, Unterlagen zum Zwecke der Herausgabe zu erstellen und zu 
vervielfältigen, 

• Beschlagnahme von Dokumenten, Akten, Computern oder Datenträgern im Rahmen 
einer erstmaligen Hausdurchsuchung, oder 

• erstmalige Anhörung oder Vernehmung der versicherten Person durch die Behörde. 
 

Als Sonderuntersuchungen im Sinne dieser Bestimmung gelten nicht routinemäßige 
aufsichtsrechtliche Untersuchungen und/oder Untersuchungen, welche sich auf einen 
Industriezweig und nicht speziell auf die versicherte Gesellschaft beziehen. 

 
Insoweit besteht die Versicherungsleistung in dem Ersatz von angemessenen Rechts-
beratungskosten gemäß 6.2.3.  
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1.1.3 Besondere Versicherungsfälle (versicherte Gesellschaften) 
 

In Erweiterung des Haftpflichtversicherungsfalles und der besonderen Versicherungsfälle 
zugunsten versicherter Personen gewährt der Versicherer den versicherten Gesellschaften Ver-
sicherungsschutz bei folgenden Fällen: 

 

(a) Inanspruchnahme nach französischem Recht („faute non séparable“) 
 

Dies ist jeder gegen eine versicherte Gesellschaft wegen einer versicherten Pflicht-
verletzung einer versicherten Person im Sinne von 1.1.1 erhobene Schadensersatz-
anspruch, ausschließlich soweit dieser Anspruch nach französischem Recht geltend 
gemacht wird und die Pflichtverletzung gemäß demselben vom Tätigwerden der ver-
sicherten Person als untrennbar („faute non séparable des fonctions“) zu betrachten ist. 
 
Die Versicherungsleistung wird insoweit in 6.3.3 geregelt. 

 

(b) Inanspruchnahme als Organmitglied  
 

Dies sind Ansprüche im Sinne von 1.1.1, die gegen eine versicherte Gesellschaft geltend 
gemacht werden, wenn diese die Funktion eines Organmitglieds im Sinne von 2.1 
wahrnimmt, und die auf eine Pflichtverletzung in der Ausübung dieser Tätigkeit beruhen. 
 
Die Versicherungsleistung wird insoweit in 6.3.4 geregelt. 

 

(c) Aufsichtsrechtliche Sonderuntersuchungen 
 
Bei aufsichtsrechtlichen Sonderuntersuchungen gemäß 1.1.2(c) gewährt der Versicherer 
auch den versicherten Gesellschaften Versicherungsschutz für angemessene Rechts-
beratungskosten und Kosten der Erstellung von Unterlagen und deren Vervielfältigung 
gemäß 6.3.6. 

 
 

1.2 VERSICHERTE VERMÖGENSSCHÄDEN 
 

1.2.1 Allgemein 
 

Versicherte Vermögensschäden gemäß 1.1.1 sind solche Schäden, die weder: 
 
(a) Personenschäden noch Sachschäden (einschließlich des Verderbs oder des Abhanden-

kommens oder der Vernichtung von Sachen) sind,  noch  
 
(b) sich aus solchen Schäden herleiten.  

 
Als Sachen sind auch Geld und geldwerte Zeichen anzusehen. 

 
1.2.2 Erweiterte Vermögensschäden 

 
Als versicherte Vermögensschäden gelten auch:  

 
(a) in Abweichung von 1.2.1(a): 

• der Teil von aus Personen- oder Sachschäden folgenden Schäden, der ausschließlich 
und unmittelbar aus einer versicherten Pflichtverletzung resultiert, oder 

• die eigenen Vermögensschäden einer versicherten Gesellschaft, die aus Personen- 
oder Sachschaden Dritter resultieren, 

 
(b) der eigenen Schaden von Aktionären einer versicherten Gesellschaft wegen eines Wert-

verlustes von Aktien oder Anteilen an derselben, 
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(c) Folgeschäden einer versicherten Gesellschaft aufgrund: 

• entgangener Gewinne, 

• verwaltungsrechtlichen Bußgeldern oder Geldauflagen, zivilrechtlicher Vertragsstrafen 
oder Entschädigungen mit Strafcharakter (z.B. punitive oder exemplary damages), 
sofern kein gesetzliches Verbot der Entschädigung durch den Versicherer entgegen-
steht. Regressansprüche der versicherten Gesellschaft gegen versicherte Personen 
gelten insoweit als Haftpflichtversicherungsfälle, sofern kein gesetzliches Verbot der 
Entschädigung durch den Versicherer entgegensteht. 

 
(d) zivilrechtliche Bußen und Strafen gegen eine versicherte Person oder einen Arbeitnehmer 

einer versicherten Gesellschaft gemäß Section 78dd-2(g) 2(B) oder Section 78ff(c)(2)(B) 
des U.S. Foreign Corrupt Practices Act (FCPA), seinen etwaigen Nachfolgegesetzen sowie 
vergleichbaren Bestimmungen ausländischer Rechtsordnungen. Dies gilt auch dann, soweit 
zulässig, wenn den versicherten Gesellschaften eine Freistellung der versicherten Person 
aus rechtlichen Gründen verboten ist.  

 
 

2. Versicherte Personen und Tätigkeiten  
 

Versicherte Personen sind Organmitglieder der versicherten Gesellschaft gemäß 2.1 (inkl. Auftragnehmer von 
Fremdmandaten gemäß 2.2) sowie sonstige versicherte Personen gemäß 2.3. 

 
 

2.1 ORGANMITGLIEDER 
 

Versicherte Personen sind alle nachfolgend aufgeführten natürlichen Personen in ihrer ehemaligen, 
gegenwärtigen und zukünftigen Tätigkeit bei versicherten Gesellschaften: 

 
(a) Mitglieder des Vorstands, der Geschäftsführung, des Aufsichtsrats, Beirats, Verwaltungsrats, 

Board of Directors, Präsidiums, oder Kuratoriums der versicherten Gesellschaften, und deren 
bevollmächtigte Stellvertreter, 

 
(b) faktische Organmitglieder, insbesondere auch der persönlich haftende Gesellschafter bei 

Personengesellschaften, soweit er faktisches Organmitglied ist, wenn er wegen der Verletzung von 
Geschäftsführungspflichten in Anspruch genommen wird, jedoch nicht im Falle der Kapitalhaftung, 
oder der Verletzung von Treuepflichten als Gesellschafter, 

 
(c) ständige Vertreter (§ 13e HGB), 
 
(d) besondere Vertreter (§§ 30,86 BGB), 
 
(e) Generalbevollmächtigte, 
 
(f) Prokuristen und leitende Angestellten (§ 5 BetrVG), 
 
(g) Interimsmanager,  
 
(h) Compliance-, Datenschutz-, Geldwäsche-, Arbeitsschutz-, Umwelt- oder Sicherheitsbeauftragte 

sowie Träger einer vergleichbaren Funktion, 
 
(i) Company Secretaries, Shadow Directors, Officers, FCA Approved Persons nach Common Law 

bzw. englischem Recht, 
 
(j) Versammlungsleiter einer Haupt-, Gesellschafter- oder Mitgliederversammlung,  
 
(k) Vereinsvorstandsmitglieder inklusive des Schatzmeisters, 
 
(l) Mitglieder der genossenschaftlichen Vertreterversammlung (§ 43a GenG), 
 
(m) Liquidatoren, nicht aber Insolvenzverwalter, 
 
(n) Eigenverwalter in einem Verfahren nach §§ 270ff InsO,  
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(o) Betriebsratsmitglieder, Zoll- oder Exportbeauftragten, Fuhrparkleiter, 
 

(p) Personen mit einer Funktion, die nach ausländischen Rechtsvorschriften der obengenannten 
Tätigkeit entspricht. 

 
Beim Tätigwerden von Organmitgliedern oder ihren Stellvertretern besteht Versicherungsschutz auch 
für die operative Tätigkeit. 
 
 

2.2 FREMDMANDATE  
 
Als versicherte Personen gelten auch Organmitglieder im Sinne von 2.1 und Angestellte versicherter 
Gesellschaften in ihrer ehemaligen, gegenwärtigen oder zukünftigen Tätigkeit als Mitglieder des 
Vorstands, der Geschäftsführung, des Aufsichtsrats, Beirats, Verwaltungsrats, Board of Directors, 
Präsidiums oder Kuratoriums einer nichtversicherten Gesellschaft (Fremdgesellschaft), sofern diese im 
Auftrag oder auf Weisung einer versicherten Gesellschaft wahrgenommen wird (Fremdmandat). 

 
Kein Versicherungsschutz besteht für Fremdmandate in: 

 
(a) Unternehmen, die ihren Sitz in den USA haben oder deren Anteile bzw. Wertpapiere an einer Börse 

in den USA gehandelt werden (einschließlich ADR und private placements), oder 
 

(b) Finanzinstituten. Dies sind Banken, Versicherungen und Vermögensverwalter sowie sonstige 
Gesellschaften, die der Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
unterliegen, einschließlich vergleichbarer ausländischer Unternehmen sowie Investment Advisors, 
Aktienhändler (Broker), Investmentfonds, Mutual Fonds, Venture-Capital-Gesellschaften, Private-
Equity-Gesellschaften und Kapitalanlagegesellschaften (KAGs). 

 
Der Versicherungsschutz für Fremdmandate wird nur gewährt, soweit  

 

(i) nicht bereits Versicherungsschutz über einen Versicherungsvertrag bei der Gesellschafft besteht, 
bei der das Fremdmandat ausgeübt wird (sog. Bedingungsdifferenz-Deckung), oder 

 

(ii) zwar grundsätzlich Versicherungsschutz besteht, aber die dort zur Verfügung stehende Ver-
sicherungssumme nicht zum Ausgleich der versicherten Schäden und Kosten ausreichend ist (sog. 
Summendifferenz-Deckung). Allerdings wird die Versicherungssumme, die aus diesem Ver-
sicherungsvertrag zusätzlich zur Verfügung steht, um die Summe reduziert, die die versicherte 
Person aus dem anderen, vorgehenden Vertrag erhält. 

 
Der Versicherungsschutz ist insoweit auf die in POS. 8(a) des Versicherungsscheins vereinbarte Summe 
begrenzt (Sublimit). 

 
 

2.3 SONSTIGE VERSICHERTE PERSONEN 
 

Versicherte Personen sind auch: 
 

2.3.1 Arbeitnehmer versicherter Gesellschaften, soweit diese: 
 

(a) zusammen mit einer versicherten Person im Sinne von 2.1 oder 2.2, oder 
 
(b) im Rahmen eines Anstellungsschadensersatzanspruchs gemäß 1.1.1(b)(iv)  
 
in Anspruch genommen werden. 

 

2.3.2 Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes, Kinder, Erben, 
Nachlassverwalter, Betreuer und Insolvenzverwalter versicherter Personen im Sinne von 2.1 oder 
2.2, soweit diese als Rechtsnachfolger der versicherten Person an deren Stelle aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen für einen Schaden in Anspruch genommen werden. 
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3. Versicherte Gesellschaften 
 

Versicherte Gesellschaften sind: 

• die Versicherungsnehmerin gemäß  POS. 1 des Versicherungsscheins und 

• die gemäß 4 versicherten Tochtergesellschaften. 
 
 

4. Tochtergesellschaften 
 
 

4.1 ALLGEMEIN 
 

Tochtergesellschaften sind: 
 

4.1.1 Kapitalgesellschaften, die von der Versicherungsnehmerin in dem Sinne beeinflusst werden, dass 
diese direkt oder indirekt aufgrund Stimmrechtsmehrheit, Satzungsbestimmung, oder Beherr-
schungsvertrag beherrschenden Einfluss ausüben kann (vgl. § 290 Abs. 1 und 2, § 271 Abs. 2 
HGB) und 

 

4.1.2 Personengesellschaften wie z.B. eine GmbH & Co. KG, oder eine KGaA, bzw. vergleichbare 
ausländische Gesellschaften, in denen die Versicherungsnehmerin oder eine Tochtergesellschaft 
die Funktion der Komplementärin wahrnimmt. 

 
Alle im Zeitpunkt des Vertragsbeginns existierenden Tochtergesellschaften sind grundsätzlich als ver-
sicherte Gesellschaften eingeschlossen. 

 
 

4.2 HINZUKOMMENDE TOCHTERGESELLSCHAFTEN  
 

4.2.1 Automatischer Einschluss 
 

Kommt während der Versicherungsperiode eine Tochtergesellschaft durch Erwerb oder 
Neugründung hinzu, ist diese als versicherte Gesellschaft automatisch eingeschlossen. Dies gilt 
nicht für ein Unternehmen: 
 
(i) dessen Wertpapiere oder Stellvertreterzertifikate derselben (einschließlich depository 

receipts) an einer Börse oder in den USA außerbörslich oder im Wege eines private 
placements ausgegeben oder gehandelt werden, oder  

 
(ii) dessen konsolidierte Bilanzsumme 30% der konsolidierten Bilanzsumme der Ver-

sicherungsnehmerin gemäß dem letzten Geschäftsbericht oder das Äquivalent von EUR 
500.000.000 übersteigt, oder 

 
(iii) die Finanzinstitute im Sinne von 2.2(b) sind. 

 

4.2.2 Vorläufiger Einschluss 
 

Kommt während der Versicherungsperiode eine Tochtergesellschaft hinzu, die nicht automatisch 
eingeschlossen wird, ist diese jedoch als versicherte Gesellschaft für 90 Tage vorläufig ver-
sichert, sofern die Anzeigeobliegenheiten gemäß 12.2.1 erfüllt werden.  

 
Der Versicherer kann die endgültige Versicherung dieser versicherten Personen von einer 
Bedingungs- und Prämienanpassung abhängig machen. Einigen sich die Vertragsparteien nicht 
innerhalb von 90 Tagen ab Hinzukommen der Tochtergesellschaft, entfällt der Versicherungs-
schutz für Versicherungsfälle rückwirkend ab dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer frühestens 
den Versicherungsvertrag wegen dieser Gefahrerhöhung hätte kündigen können. 
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4.3 ZEITPUNKT 
 

4.3.1 Hinzukommende Tochtergesellschaften 
 

Maßgeblicher Zeitpunkt für das Hinzukommen nach 4.2 ist: 

• bei Erwerb der Zeitpunkt des dinglichen Rechtsübergangs oder des Vollzugs des 
Übergangs durch Zahlung (Closing Date); 

• bei Neugründung der Eintritt der Rechtsfähigkeit. 
 

4.3.2 Ausscheidende Tochtergesellschaften 
 

Maßgeblicher Zeitpunkt für das Ausscheiden von Tochtergesellschaften ist der Zeitpunkt, in 
dem eine Gesellschaft die Voraussetzungen der 4.1.1 bzw. 4.1.2 nicht mehr erfüllt. 
 
 

5. Versicherungsleistungen bei Haftpflichtversicherungsfällen 
 
Bei Haftpflichtversicherungsfällen besteht der Versicherungsschutz in der Freistellung der versicherten 
Person von begründeten Ansprüchen sowie in der Erstattung der notwendigen und angemessenen 
Abwehrkosten der versicherten Person. 
 
 

5.1 FREISTELLUNG BEI BEGRÜNDETEN ANSPRÜCHEN 
 

Sobald ein begründeter Anspruch mit bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt (auch durch 
Vergleich) wird, wird dieser die versicherte Person oder die Gesellschaft bis zur Höhe der noch zur 
Verfügung stehenden Versicherungssumme freistellen. 

 
 

5.2 ABWEHR  
 

5.2.1 Versicherte Abwehrkosten 
 

Der Versicherer erstattet die notwendigen und angemessenen außergerichtlichen und 
gerichtlichen Kosten einer versicherten Person zur Abwehr eines unbegründeten versicherten 
Haftpflichtanspruchs, d.h. die notwendigen und angemessenen:  

• Kosten der Prüfung des Vorliegens eines Haftungsversicherungsfalls; 

• Kosten der mit der Vertretung der versicherten Person beauftragten Anwaltskanzlei, inkl. für 
deren anwaltliche Beratung zur Frage des Streitbeitritts; 

• Kosten aufgrund einer Mediation, eines Schiedsverfahrens oder ähnlicher Konfliktlösungs-
methoden; 

• Gerichtskosten; 

• Kosten notwendiger Sachverständiger; 

• Reisekosten der versicherten Person und ihrer Rechtsanwälte an den Verfahrensort; 

• Schadenminderungskosten, die die versicherte Person für erforderlich halten durfte, sofern 
der Versicherer der Auswahl des betroffenen forensischen Dienstleisters und dem Umfang 
seiner Beauftragung zugestimmt hat. 

 
Der Versicherer übernimmt die Kosten, die über gesetzliche oder berufsständische Gebühren-
ordnungen hinausgehen oder die nach Zeiteinheiten abgerechnet werden, jedoch nur, sofern er 
vor Beauftragung den Stunden- oder Verrechnungssätzen zugestimmt hat. Stundensätze bis 
EUR 300 bedürfen keiner solcher Zustimmung.  
 
Eigene Korrespondenzkosten der versicherten Person sind keine ersatzfähigen Abwehrkosten.  
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5.2.2 Verfahren im Rechtsstreit 
 

Die versicherte Person führt den Rechtsstreit selbst und darf den Anwalt auswählen, der sie 
vertritt. Der Versicherer begleitet und prüft die Abwehr und kann hierzu Vorschläge und 
Anregungen abgeben.  

 
Sofern sachliche Gründe vorliegen, kann der Versicherer der Wahl des Rechtsanwalts durch die 
versicherte Person widersprechen, Anweisungen zur Führung des Rechtsstreits erteilen und – 
soweit die versicherte Person sich weigert dem Widerspruch oder den Anweisungen durch den 
Versicherer nachzukommen – den Rechtsstreit übernehmen und im Namen der versicherten 
Person führen. In diesem Fall ist er ermächtigt, alle hierfür notwendigen Rechts- und 
Prozesshandlungen durchzuführen, einen Vergleich zu schließen und notwendige Erklärungen 
im Namen der versicherten Person abzugeben. Die versicherte Person ist ferner verpflichtet, dem 
vom Versicherer beauftragten Rechtsanwalt Prozessvollmacht zu erteilen.  
 
Der Versicherer wird keine gütliche Einigung treffen und kein Anerkenntnis ohne Einverständnis 
der versicherten Person erklären, soweit die Deckungssumme zur Befriedung der Haftpflicht-
ansprüche und der geschuldeten Abwehrkosten nicht ausreicht. Auch wenn der Versicherer die 
Prozessführung übernommen hat, sind von den versicherten Personen die Obliegenheiten dieses 
Vertrags zu erfüllen.  

 
 

6. Erweiterungen des Versicherungsschutzes 
 

Zusätzlich zu den im Haftpflichtversicherungsfall gewährten Leistungen wird der Versicherungsschutz 
erweitert: 

(a) Zusätzliche Leistungen im Haftpflichtversicherungsfall (6.1), 

(b) Besondere Versicherungsfälle und entsprechende Leistungen (6.2) und/oder 

(c) Unternehmens-Versicherungsschutz zugunsten der versicherten Gesellschaften (6.3). 
 
 

6.1 ZUSÄTZLICHE LEISTUNGEN IM HAFTPFLICHTVERSICHERUNGSFALL 
 

Der Versicherer ersetzt zusätzlich folgende Kosten, die den versicherten Personen bei Vorliegen eines 
Haftpflichtversicherungsfalls entstehen: 

 

6.1.1 Erweiterte Abwehrkosten 
 

Als versicherte Abwehrkosten gelten: 
 

(a) Reisekosten Angehöriger und Partner 
 

Dies sind die Kosten, damit ein naher Angehöriger oder anerkannter Lebenspartner zum 
Gerichtsort reisen kann, sofern der Gerichtsort nicht in dem Land des Erstwohnsitzes der 
versicherten Person liegt. 
 
Der Versicherungsschutz ist insoweit auf die in POS. 8(b) des Versicherungsscheins 
vereinbarte Summe begrenzt (Sublimit). 
 

(b) Kosten bei Arrest und einstweiliger Verfügung 
 

Dies sind die Kosten zur Abwehr 
 

(a) eines dinglichen Arrests in das Vermögen der versicherten Person oder eines 
persönlichen Arrests gegen die versicherte Person, oder 
 

(b) eines durch eine einstweilige Verfügung gegen die versicherte Person ergangenen 
oder drohenden Verbots, ihre Organ- oder Geschäftsleitungstätigkeit auszuüben. 

 
Der Versicherungsschutz ist insoweit auf die in POS. 8(c) des Versicherungsscheins 
vereinbarte Summe begrenzt (Sublimit). 
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(c) Kosten bei Sicherheitsleistung 
 

Dies sind die Kosten der Stellung 
 

(a) einer Sicherheitsleistung (nicht jedoch die Sicherheitsleistung selbst), die dazu dient, 
eine vorläufige Zwangsvollstreckung abzuwenden, oder 
 

(b) einer Kaution, die dazu dient, den Haftvollzug gegen eine versicherte Person in Straf- 
oder Auslieferungsverfahren auszusetzen, nicht jedoch die Kosten der Kaution selbst. 

 
Der Versicherungsschutz ist insoweit auf die in POS. 8(d) des Versicherungsscheins 
vereinbarte Summe begrenzt (Sublimit). 

 
(d) Abwehrkosten bei Ansprüchen wegen Personen- oder Sachschadens 

 
Dies sind die Kosten der Verteidigung einer versicherten Person gegen einen erstmalig 
während der Versicherungszeit schriftlich erhobenen Anspruch wegen eines Personen- 
oder Sachschadens oder eines sich daraus herleitenden Schadensersatzanspruchs.   
 
Hierzu gehören auch Ansprüche wegen Verletzung des Corporate Manslaughter and 
Corporate Homicide Act 2007 (UK), des Health and Safety at Work etc. Act 1974 (UK) oder 
vergleichbarer Regelungen in anderen Rechtsordnungen, die wegen einer fahrlässigen 
Tötung von natürlichen Personen im Unternehmensbereich einer versicherten Gesellschaft 
oder Drittgesellschaft gegenüber einer versicherten Person als Regressansprüche geltend 
gemacht werden.  
 
Der Versicherungsschutz ist insoweit auf die in POS. 8(e) des Versicherungsscheins 
vereinbarte Summe begrenzt (Sublimit). 

 
(e) Abwehrkosten bei Ansprüchen wegen ungerechtfertigter Bereicherung 

 
Dies sind die Abwehrkosten für die Verteidigung gegen Ansprüche, die auf ungerechtfertigte 
Bereicherung gestützt werden. Diese Kosten sind zurückzuerstatten, wenn festgestellt wird, 
dass die Bereicherung ungerechtfertigt war.  

 

6.1.2 Verteidigungskosten bei Unterlassungs- und Auskunftsansprüchen 
 

Der Versicherer übernimmt auch die Kosten der Verteidigung gegen Auskunfts- und Unter-
lassungsansprüche, wenn ein Schadensersatzanspruch wegen einer Verletzung von Patent-, 
Marken-, Geschmacksmuster-, Gebrauchsmuster-, Warenzeichen-, Urheber- oder Wett-
bewerbsrecht in einem versicherten Haftpflichtversicherungsfall geltend gemacht wird, falls diese 
aufgrund derselben Pflichtverletzung zusätzlich zum Schadensersatzanspruch erhoben werden. 
Diese Auskunfts- und Unterlassungsansprüche werden diesem Haftpflichtfall zugeordnet, und 
zwar unabhängig davon, wann sie geltend gemacht werden.  

 
Der Versicherungsschutz ist insoweit auf die in POS. 8(f) des Versicherungsscheins vereinbarte 
Summe begrenzt (Sublimit). 

 
 

6.1.3 Verteidigungskosten und Gehaltsfortzahlung bei Aufrechnung oder 
Zurückbehaltung  

 
Rechnet eine versicherte Gesellschaft in einem Rechtstreit gegen Ansprüche einer versicherten 
Person zu Vergütungs- oder weiteren Ansprüchen aus dem Organ- oder Anstellungsverhältnis 
mit einem Schadensersatzanspruch gemäß 1.1.1 gegen diese versicherte Person auf, 
entschädigt der Versicherer die versicherte Person durch:  

• Übernahme der notwendigen und angemessenen Rechtsvertretungs- und -beratungs-
kosten, die der versicherten Person zur Geltendmachung ihrer Ansprüche entstehen. Diese 
Kosten gelten insoweit als versicherte Abwehrkosten.  

• Zahlung des wegen der Aufrechnung nicht gezahlten Gehalts der versicherten Person in 
Höhe der durchschnittlichen monatlichen Netto-Festvergütung des letzten Jahres der 
Tätigkeit für eine Dauer von bis zu 12 Monaten. Soweit der Versicherer diese Leistung 
erbracht hat, gehen die Ansprüche der versicherten Person auf ihn über. 
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Dies gilt ebenfalls, falls der Schadensersatzanspruch der versicherten Gesellschaft erst durch 
einen Abfindungs- oder Aufhebungsvertrag begründet worden ist. 

 
Falls die Aufrechnung bzw. die Verweigerung der Vergütungsansprüche unbegründet waren, hat 
die versicherte Gesellschaft die Leistung, die der Versicherer an die versicherte Person erbracht 
hat, unverzüglich zurückzuzahlen. 

 
Der Versicherungsschutz ist insoweit auf die in POS. 8(g) des Versicherungsscheins vereinbarte 
Summe begrenzt (Sublimit). 

 

6.1.4 Vorläufige Übernahme von Abwehrkosten  
 

Der Versicherer übernimmt alle versicherten Abwehrkosten vorläufig, wenn unklar ist, ob der 
geltend gemachte Anspruch im Rahmen dieses Vertrages versichert ist. Stellt sich später heraus, 
dass dies ganz oder teilweise nicht der Fall ist, ist die versicherte Person bzw. die Gesellschaft 
verpflichtet, die vorläufig übernommenen Abwehrkosten ganz oder teilweise zurückzuzahlen, 
wobei sie und die Gesellschaft als Gesamtschuldner haften. Die vorläufige Übernahme der 
Abwehrkosten stellt kein Anerkenntnis des Versicherers hinsichtlich Deckung und/oder Haftung 
nach diesem Vertrag dar.  

 

6.1.5 Sofortkosten  
 

Eine versicherte Person kann im Versicherungsfall in den ersten 14 Tagen nach dessen Eintritt 
ohne vorherige Zustimmung des Versicherers angemessene und notwendigen Abwehrkosten, 
soweit diese unverzüglich erforderlich sind, auslösen. 

 
Angemessen im Sinne dieser Regelung sind lediglich die Rechtsanwaltskosten, die auf Stunden-
basis zu örtlich üblichen Stundensätzen abgerechnet werden.  

 

6.1.6 Reputationsschaden und aktive Privatklage 
 

Bei Medienberichterstattung über einen versicherten Haftpflichtversicherungsfall, die die Karriere 
der versicherten Person beeinträchtigen kann, ersetzt der Versicherer die erforderlichen und 
angemessenen Kosten der versicherten Person zur Begleitung folgender Maßnahmen durch eine 
unabhängige Public Relations-Agentur bzw. einen Rechtsanwalt: 
 

• außergerichtliche Abwendung oder Minderung eines Reputationsschadens, 
 

• gerichtliche Maßnahmen auf Unterlassung oder Widerruf der genannten Medienbericht-
erstattung, oder 

 

• Privatklage der versicherten Person gemäß § 374 ff StPO beim Vorliegen einer Ruf-
schädigung nach Maßgabe der §§ 185, 186 StGB. 

 
Die Maßnahmen sind vor Beauftragung mit dem Versicherer abzustimmen. 

 
Der Versicherungsschutz ist insoweit auf die in POS. 8(h) des Versicherungsscheins vereinbarte 
Summe begrenzt (Sublimit). 

 

6.1.7 Psychologische Betreuung  
 

Der Versicherer ersetzt die notwendigen und angemessenen Kosten einer in Folge eines ver-
sicherten Haftpflichtversicherungsfalls erforderlichen psychologischen Beratung der versicherten 
Person einschließlich deren Ehegatte, Lebenspartner und Kinder. 

 
Der Versicherungsschutz ist insoweit auf die in POS. 8(i) des Versicherungsscheins vereinbarte 
Summe begrenzt (Sublimit). 
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6.2 DECKUNG BEI BESONDEREN VERSICHERUNGSFÄLLEN (Versicherte Personen) 
 
Der Versicherer erbringt zugunsten der versicherten Personen zusätzlich folgende Versicherungs-
leistungen bei besonderen Versicherungsfällen gemäß 1.1.2: 

 

6.2.1 Vorsorgliche Rechtsberatung 
 

Im Versicherungsfall gemäß 1.1.2(a) (drohende Haftpflichtansprüche) übernimmt der Ver-
sicherer die notwendigen und angemessenen Kosten einer vorsorglichen Rechtsberatung der 
betroffenen versicherten Person, die nach Anzeige des Versicherungsfalls gemäß 12.3.1 
entstanden sind. 

 
Der Versicherungsschutz insoweit ist auf die in POS. 8(j) des Versicherungsscheins vereinbarte 
Summe begrenzt (Sublimit). 

 

6.2.2 Verfahrensrechtsschutz 
 

Im Versicherungsfall gemäß 1.1.2(b) (Strafverfolgungsmaßnahmen) ersetzt der Versicherer die 
notwendigen und angemessenen Verfahrenskosten der in Anspruch genommenen versicherten 
Person. 

 
Ergeht ein rechtskräftiger Strafbefehl, ist die versicherte Person nicht zur Rückerstattung der 
Kosten verpflichtet. 

 
Der Versicherungsschutz insoweit ist auf die in POS. 8(k) des Versicherungsscheins vereinbarte 
Summe begrenzt (Sublimit). 

 

6.2.3 Rechtsberatung bei aufsichtsrechtlichen Sonderuntersuchungen 
 

Im Versicherungsfall gemäß 1.1.2(c) (aufsichtsrechtliche Sonderuntersuchungen) ersetzt der 
Versicherer die notwendigen und angemessenen Rechtsberatungskosten der versicherten 
Person zur Begleitung von Anhörungen oder Vernehmungen der versicherten Person durch die 
Aufsichtsbehörde, vorausgesetzt, dass der Versicherer der Beauftragung des Rechtsanwalts 
vorweg zugestimmt hat.  

 
 

6.3 UNTERNEHMENS-VERSICHERUNGSSCHUTZ 
 

Die versicherten Gesellschaften sind ausschließlich nach den Bestimmungen dieses Abschnitts des Ver-
sicherungsvertrages leistungsberechtigt. 

 

6.3.1 Rechtsübergang auf Unternehmen (Company Reimbursement)  
 
Stellt eine versicherte Gesellschaft eine versicherte Person in rechtlich zulässiger Weise von ver-
sicherten Rechtsfolgen eines Haftpflichtversicherungsfalls frei, gehen alle Ansprüche der ver-
sicherten Person auf mögliche Versicherungsleistungen in dem Umfang der Freistellung auf die 
versicherte Gesellschaft über.  
 
Der Versicherer verzichtet für den Fall, dass eine Freistellung tatsächlich nicht erfolgt sein sollte 
und die versicherte Person die Leistung aus diesem Vertrag unmittelbar in Anspruch nimmt, auf 
einen Rückgriff gegen die freistellungsverpflichtete Gesellschaft.  
 
Regelungen zum Selbstbehalt finden Anwendung. Ein etwaiger Selbstbehalt wird gegenüber der 
versicherten Gesellschaft in Abzug gebracht. 

 

6.3.2 Kosten einer Firmenstellungnahme bei Behördenverfahren 
 

Im Versicherungsfall gemäß 1.1.2(c) (Behördenverfahren) ersetzt der Versicherer die 
angemessenen Kosten eines Rechtsanwalts, Wirtschaftsprüfers oder sonstiger Sach-
verständigen für eine Stellungnahme im Interesse und auf Veranlassung der versicherten 
Gesellschaft gegenüber der Behörde.  
 
Der Versicherungsschutz ist insoweit auf die in POS. 8(l) des Versicherungsscheins vereinbarte 
Summe begrenzt (Sublimit).  
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6.3.3 Inanspruchnahme nach französischem Recht 
 

Im Versicherungsfall gemäß 1.1.3(a) (Inanspruchnahme der Gesellschaft nach franzö-
sischem Recht) stehen der in Anspruch genommenen versicherten Gesellschaft dieselben Ver-
sicherungsleistungen wie für versicherten Personen bei Haftpflichtversicherungsfällen zu. 
 
Der Versicherungsschutz ist insoweit auf die in POS. 8(m) des Versicherungsscheins vereinbarte 
Summe begrenzt (Sublimit). 

 

6.3.4 Gesellschaft als Organmitglied 
 

Im Versicherungsfall gemäß 1.1.3(b) (Inanspruchnahme der Gesellschaft als Organmitglied) 
gewährt der Versicherer der in Anspruch genommenen Gesellschaft Versicherungsschutz im 
gleichen Umfang wie für versicherte Personen gemäß 1.1.1. 

 

6.3.5 Kosten für Krisenmanager 
 

Wird aufgrund einer sich auf einen Haftpflichtversicherungsfall gemäß 1.1.1 beziehenden 
öffentlichen Medienberichterstattung oder einer Kampagne in sozialen Netzwerken eine Reaktion 
der Versicherten Gesellschaft zur Abwendung von Schaden gegenüber dem Unternehmen 
erforderlich, übernimmt der Versicherer die angemessenen und notwendigen Kosten für die 
Tätigkeit eines Krisenmanagers oder einer Public Relations Agentur.      
 
Der Versicherungsschutz ist insoweit auf die in POS. 8(n) des Versicherungsscheins vereinbarte 
Summe begrenzt (Sublimit). 

 

6.3.6 Sonderuntersuchungskosten 
 

Im Versicherungsfall gemäß 1.1.2(c) (Sonderuntersuchungen durch Aufsichtsbehörden) 
ersetzt der Versicherer die der versicherten Gesellschaft entstehenden angemessenen Kosten: 

• eines Rechtsanwalts für die erforderliche Rechtsberatung der versicherten Gesellschaft, 
sofern der Versicherer der Beauftragung des Rechtsanwalts vorweg zugestimmt hat. 
Sollte ein Rechtsanwalt bereits bei einer Hausdurchsuchung hinzugezogen worden sein, 
ist der Versicherer darüber unverzüglich schriftlich zu unterrichten. 

• für die Erstellung und die Vervielfältigung der von der Behörde verlangten Unterlagen. 
 
Der Versicherungsschutz ist insoweit auf die in POS. 8(o) des Versicherungsscheins vereinbarte 
Summe begrenzt (Sublimit). 

 
 

7. Serienschaden 
 

Mehrere eintretende Versicherungsfälle, die 
 
(1) auf derselben Pflichtverletzung einer oder mehrerer Personen, oder  
 
(2) auf mehreren Pflichtverletzungen einer oder mehrerer Personen mit innerem, insbesondere sachlichem 

und zeitlichem Zusammenhang zueinander, 
 
beruhen, gelten als ein einziger Versicherungsfall. Unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt gelten sie als 
in dem Zeitpunkt eingetreten, in dem der erste der mehreren Versicherungsfälle eingetreten ist, auch wenn 
sie in unterschiedlichen Versicherungsperioden oder während der Nachmeldefrist gemäß 9.1.2 eintreten. 
 
Das Vorstehende gilt entsprechend bei besonderen Versicherungsfällen gemäß 1.1.2 und 1.1.3, die nicht auf 
einer Pflichtverletzung, sondern auf einer anderen versicherten Ursache beruhen, soweit diese Ursache 
erstmalig während der Versicherungsperiode eintritt. 
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8. Entschädigungsumfang 
 
 

8.1 VERSICHERUNGSSUMME UND MAXIMIERUNG 
 

Die Höchstleistung des Versicherers ist je Versicherungsfall und für alle Versicherungsfälle der Ver-
sicherungsperiode insgesamt auf die in POS. 7 des Versicherungsscheins vereinbarte Versicherungs-
summe begrenzt. 
 
Bei einem Sublimit ist die Leistung des Versicherers auf die im Versicherungsschein vereinbarte Höhe 
je Versicherungsperiode begrenzt. Die Sublimits sind Teil der Versicherungssumme und werden  nicht 
zusätzlich geleistet.   
 
Ist in POS. 7 des Versicherungsscheins eine Maximierung der Versicherungssumme vereinbart, so gilt 
diese Maximierung weder für Sublimits noch für Zusatzlimits.  
Bei einer vereinbarten Maximierung ist die optionale Wiederauffüllung der Versicherungssumme gemäß 
8.2 ausgeschlossen.  

 
 

8.2 OPTIONALE WIEDERAUFFÜLLUNG DER VERSICHERUNGSSUMME 
 

Die optionale Wiederauffüllung der Versicherungssumme ist nicht möglich, sofern eine Maximierung der 
Versicherungssumme vereinbart ist. 
 
Für den Fall, dass die Versicherungssumme durch die Anzeige eines Versicherungsfalls verbraucht sein 
könnte, hat die Versicherungsnehmerin innerhalb von 60 Tagen nach Anzeige des Versicherungsfalls 
das Recht, diese Versicherungssumme gegen einen Prämienzuschlag von 150 % der letzten 
Jahresprämie wieder vollständig aufzufüllen.  
Der wiederaufgefüllte Betrag der Versicherungssumme steht jedoch nicht zur Verfügung für Haftpflicht-
ansprüche, deren Versicherungsfallmeldung selbst die Wiederauffüllung veranlasst hatte, sowie für Haft-
pflichtansprüche, die auf zum Zeitpunkt der Wiederauffüllung bereits bekannten Pflichtverletzungen 
beruhen.  
 
Eine Wiederauffüllung der Versicherungssumme ist nicht möglich nach Eröffnung eines Insolvenz-
verfahrens über das Vermögen der Versicherungsnehmerin sowie im Rahmen einer vorläufigen 
Deckung. Eine Wiederauffüllung der Versicherungssumme ist innerhalb einer Versicherungsperiode nur 
einmal möglich. 
 
Keine Wiederauffüllung besteht im Zusammenhang mit Sublimits oder Zusatzlimits. 

 
 

8.3 KOSTENANRECHNUNG 
 

Sämtliche vom Versicherer erbrachten oder zu erbringenden Verteidigungskosten pro Versicherungs-
periode werden auf die Versicherungssumme angerechnet und stehen nicht zusätzlich zu dieser zur 
Verfügung.  

 
 

8.4 ZUSATZLIMITS 
 
8.4.1 Abwehrkosten 

 
Den versicherten Personen steht für den Fall, dass die Versicherungssumme dieses 
Grundvertrages und aller sich daran anschließenden Exzedentenverträge durch Zahlung 
vollständig verbraucht ist, für Abwehrkosten in einem weiteren Versicherungsfall, ein zusätzliches 
Limit in Höhe des in POS. 9(a) des Versicherungsscheins vereinbarten Betrags zur Verfügung. 
Dieses Zusatzlimit wird nicht auf die Versicherungssumme angerechnet. 
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8.4.2 Versicherte Personen 
 

Soweit die Versicherungssumme pro Versicherungsperiode vollständig verbraucht ist, können 
gemäß 2.1  versicherte Personen der Versicherungsnehmerin eine zusätzliche Versicherungs-
summe in Höhe des in POS. 9(b) des Versicherungsscheins vereinbarten Betrags in Anspruch 
nehmen. Dieses Zusatzlimit steht nur einmal für alle Versicherungsfälle der Versicherungsperiode 
und für alle gemeinsam zur Verfügung. 

 
Die oben benannten Zusatzlimits stehen nur insoweit zur Verfügung, soweit die Versicherungssumme 
gemäß POS. 7 des Versicherungsscheins und die Zusatzlimits insgesamt einen Betrag in Höhe von EUR 
25.000.000 nicht überschreiten. 
 

 

8.5 SUBSIDIARITÄT  
 

Ist der geltend gemachte Vermögensschaden auch unter einem anderen Versicherungsvertrag ver-
sichert, so steht diese Versicherung nur im Anschluss an die von der anderen Versicherung erfolgte 
Zahlung bzw. Verpflichtung zur Freistellung zu Verfügung. Dies gilt auch dann, wenn der andere Ver-
sicherungsvertrag nicht mehr besteht, der Schaden aber unter einer darin vereinbarten Nachmeldefrist 
gemeldet werden könnte oder hätte gemeldet werden können. 
 
Versicherungsschutz besteht in Ergänzung zu der Leistung des anderen Versicherers, soweit der Ver-
sicherungsschutz unter diesem Vertrag weiter ist als unter dem anderen einschlägigen Versicherungs-
vertrag (Bedingungsdifferenz-Deckung) oder der anderweitige Versicherungsschutz durch Zahlung 
verbraucht ist (Summendifferenz-Deckung). 
 
Erhält der Versicherte aus dem anderweitigen Versicherungsvertrag oder aus der Freistellungs-
verpflichtung wegen dauerhafter Zahlungsunfähigkeit (Insolvenz) des anderen Versicherers oder des zur 
Freistellung Verpflichteten keine Leistung, so leistet der Versicherer unmittelbar gegen Abtretung der 
Ansprüche des Versicherten. 
 
Enthält ein anderweitig bestehender Vertrag hiermit vergleichbare Regelungen, so geht der Ver-
sicherungsvertrag vor, der mit dem geltend gemachten Schaden in engerem sachlichem 
Zusammenhang steht. Ein enger sachlicher Zusammenhang besteht, insbesondere aber nicht 
ausschließlich, zu dem Vertrag 

• den eine versicherte Gesellschaft als eigenen Versicherungsvertrag gesondert unterhält und/oder 

• den eine Fremdgesellschaft gemäß 2.2 als eigenen Versicherungsvertrag gesondert unterhält 
und/oder 

• der für das versicherte Risiko eine speziellere Deckung, insbesondere aber nicht ausschließlich, 
eine EPL- (Employment Practises Liability) oder IPO-Deckung, bietet. 

 
Sofern ein engerer sachlicher Zusammenhang nicht erkennbar ist, wird die Versicherungsleistung aus 
dem zeitlich früher abgeschlossenen Vertrag, im Falle einer Nachhaftungsdeckung aus dem zeitlich 
später abgeschlossenen Vertrag vorrangig erbracht. 
 

 

8.6 ALLOKATION 
 

Wenn ein Versicherungsfall versicherte sowie nicht versicherte Personen, Tätigkeiten, Gesellschaften, 
Ansprüche, Schäden oder Kosten zum Gegenstand hat, leistet der Versicherer nur für den Teil, der auf 
dem versicherten Sachverhalt basiert. 
 
Dies gilt nicht bei Haftpflichtversicherungsfällen für Abwehrkosten, wenn versicherte Personen oder 
Gesellschaften wie auch nicht versicherte Personen durch dieselbe Rechtsanwaltskanzlei vertreten 
werden. Der Versicherer übernimmt in diesem Fall die Abwehrkosten in voller Höhe, soweit nicht 
Ansprüche wegen Personen- oder Sachschäden, oder Ansprüche wegen der Diskriminierung oder 
Belästigung von Personen im Zusammenhang mit der Aufnahme, des Bestehens oder der Beendigung 
eines Arbeitsverhältnisses geltend gemacht werden. 
 
Für die Allokation zwischen versicherten und nicht versicherten Sachverhalten, Personen und 
Gesellschaften gilt die sachgerechte Einschätzung durch den Versicherer, soweit letztlich keine 
abweichende Bestimmung dieser Allokation durch ein gerichtliches Urteil, Schiedsurteil oder Vergleich 
erfolgt.  
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8.7 GESETZLICHER PFLICHTSELBSTBEHALT 
 

Werden Ansprüche gegen eine versicherte Person als Mitglied eines Vorstands gemäß § 93 AktG 
erhoben, hat diese versicherte Person hinsichtlich des Haftpflichtanspruchs einen Selbstbehalt von 10 % 
des Schadens pro Versicherungsjahr und für alle Versicherungsfälle innerhalb eines Jahres insgesamt 
von höchstens 150 % ihrer festen jährlichen Vergütung, berechnet zum Zeitpunkt der ersten Pflicht-
verletzung, zu tragen.  
 
Die Selbstbehaltsregelung gilt nur für Ansprüche wegen Pflichtverletzungen, die nach dem 05.08.2009 
begangen wurden. Hat die Versicherungsnehmerin bereits vor dem 05.08.2009 mit einer versicherten 
Person vereinbart, eine D&O-Versicherung ohne Selbstbehalt zur Verfügung zu stellen, gilt vorstehende 
Selbstbehaltsregelung erst nach dem Ablauf dieser Vereinbarung.  
 
Der Selbstbehalt gilt nicht für die Abwehrkosten von Haftpflichtansprüchen. 

 
 

9. Zeitlicher Geltungsbereich 
 

Zum zeitlichen Geltungsbereich der Police sind die folgenden Elemente maßgeblich: 

(a) Zeitpunkt des Versicherungsfalls (9.1), 

(b) Zeitpunkt der Pflichtverletzung oder der sonstigen Ursache des Versicherungsfalls (9.2), mit speziellen 
Regelungen bei Tochtergesellschaften (9.3), 

(c) Insolvenz von versicherten Gesellschaften (9.4) und 

(d) Verschmelzung der Versicherungsnehmerin (9.5). 

 
 

9.1 ZEITPUNKT DES VERSICHERUNGSFALLS 
 

9.1.1 Allgemein 
 

Versichert sind nur Versicherungsfälle, die erstmals während der Versicherungsperiode oder der 
Nachmeldefrist eintreten. 

 
Maßgeblicher Zeitpunkt des Eintritts des Versicherungsfalls ist: 

• bei Versicherungsfällen gemäß 1.1.1, 1.1.2(a), (b) und (c) sowie 1.1.3 der Zugang des 
Schriftstückes zur Erhebung des Anspruchs bzw. zur Einleitung des Verfahrens oder der 
Sonderuntersuchung bei der versicherten Person bzw. Gesellschaft; 

• bei Versicherungsfall gemäß 1.1.2(a) der Eintritt eines der als drohende Haftpflichtver-
sicherungsfälle genannten Ereignisse. 

 

9.1.2 Nachmeldefrist 
 

Versicherungsschutz besteht auch für nach Beendigung des Vertragsverhältnisses eintretende 
Haftpflichtversicherungsfälle, die dem Versicherer vor Ablauf der vereinbarten Frist gemeldet 
werden, wenn die versicherte Pflichtverletzung während oder vor der Vertragslaufzeit begangen 
wurde (Nachmeldefrist). 

 
Die Nachmeldefrist beträgt 84 Monate ab Beendigung des Vertragsverhältnisses. Gegen eine 
zusätzliche Prämie von jeweils 1,5% der letzten Jahresprämie pro Monat kann die Nachmeldefrist 
um bis zu maximal weitere 72 Monate verlängert werden. Eine Verlängerung über die damit 
maximal zur Verfügung stehenden 156 Monate hinaus ist nicht möglich. Dieses Recht kann die 
Versicherungsnehmerin innerhalb von 60 Tagen nach Vertragsende nur durch Zahlung der 
Zusatzprämie ausüben. 

 
Eine unbegrenzte Nachmeldefrist gilt für während des Vertragszeitraums freiwillig oder aus 
Gesundheitsgründen aus einer versicherten Gesellschaft ausscheidende versicherte Personen, 
sofern das Ausscheiden keinen Zusammenhang mit einem Insolvenzverfahren, einer Ver-
schmelzung oder Neubeherrschung der Versicherungsnehmerin hat.  
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Eine Nachmeldefrist wird nicht gewährt, falls der Versicherer wegen Zahlungsverzugs oder 
Nichtzahlung der Prämie gekündigt hat, es sei denn, die Nichtzahlung wird unmittelbar und 
ausschließlich durch die Insolvenz der Versicherungsnehmerin verursacht.  
 
Für Versicherungsfälle, die innerhalb der Nachmeldefrist eintreten, steht ausschließlich der nicht 
bereits aufgebrauchte Teil der vereinbarten Versicherungssumme des zuletzt abgelaufenen Ver-
sicherungszeitraums zur Verfügung. 
 

9.1.3 Vorsorgliche Umstandsmeldung 
 

Eine versicherte Person oder versicherte Gesellschaft kann Umstände, die sie während der Ver-
sicherungsperiode oder des ersten Jahres der Nachmeldefrist entdeckt, und die voraussichtlich 
zu einem Versicherungsfall führen, dem Versicherer vorsorglich innerhalb der obengenannten 
Periode anzeigen. Hierbei sind möglichst konkret die Pflichtverletzung einschließlich Zeitpunkt 
und Ort der Pflichtverletzung, die betroffene versicherte Person, der mögliche Schaden und der 
mögliche Anspruchsteller anzugeben.  
 
Tritt der Versicherungsfall sodann nach Ende der Versicherungsperiode oder der Nachmeldefrist 
ein, besteht hierfür Versicherungsschutz. Die zeitliche Zuordnung erfolgt zu der Versicherungs-
periode, in der die Anzeige erstmals erfolgte, bei Anzeige innerhalb der Nachmeldefrist, der dieser 
vorausgegangen Versicherungsperiode. Bei Eingreifen der Serienschadenklausel erfolgt die 
Zuordnung gemäß 7. 

 
 

9.2 ZEITPUNKT DER PFLICHTVERLETZUNG (ODER SONSTIGEN URSACHEN DES VER-
SICHERUNGSFALLS) 

 

9.2.1 Allgemein 
 

Versichert sind nur Versicherungsfälle, die auf einer während der Versicherungsperiode 
begangenen Pflichtverletzung beruhen. 

 
Eine Pflichtverletzung durch Unterlassen gilt im Zweifel zu dem Zeitpunkt als begangen, zu dem 
die unterlassene Handlung spätestens hätte vorgenommen werden müssen, um den Schadens-
eintritt abzuwehren. 
 
Das Vorstehende gilt entsprechend bei besonderen Versicherungsfällen gemäß 1.1.2, die nicht 
auf einer Pflichtverletzung, sondern auf einer anderen versicherten Ursache beruhen, soweit 
diese Ursache erstmalig während der Versicherungsperiode eintritt. 

 

9.2.2 Rückwärtsversicherung 
 

Versicherungsschutz besteht ferner für Versicherungsfälle, die während der Dauer des Ver-
sicherungsvertrages oder einer vereinbarten Nachmeldefrist eintreten und auf Pflichtver-
letzungen (bzw. anderen zugrundeliegenden Ursachen gemäß 1.1.2) beruhen, die vor Beginn 
des Versicherungsvertrages jedoch nicht früher als das in POS. 5 des Versicherungsscheins 
genannte Rückwärtsversicherungsdatum begangen wurden.  
 
Hiervon ausgenommen sind Pflichtverletzungen (bzw. andere zugrundeliegende Ursachen 
gemäß 1.1.2), die der vom Versicherungsfall betroffenen versicherten Person oder Gesellschaft 
bei Abgabe der Vertragserklärung bereits bekannt waren. Ist zusätzlich in POS. 6 des Ver-
sicherungsscheins ein Kontinuitätsdatum vereinbart, sind lediglich Pflichtverletzungen (bzw. 
andere zugrundeliegende Ursachen gemäß 1.1.2) vom Versicherungsschutz ausgenommen, die 
der vom Versicherungsfall betroffenen versicherten Person oder Gesellschaft bis zu dem 
Kontinuitätsdatum bekannt waren.    

 
 

9.3 ZEITPUNKT DER PFLICHTVERLETZUNG BEI TOCHTERGESELLSCHAFTEN 
 

9.3.1 Allgemein 
 

Versicherungsfälle, die eine versicherte Person einer Tochtergesellschaft oder eine 
Tochtergesellschaft selbst betreffen, sind versichert, wenn zum Zeitpunkt der Pflichtverletzung 
bzw. Verhalten die Eigenschaft als Tochtergesellschaft vorliegt. 
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9.3.2 Veräußerung von Tochtergesellschaften 
 

Wird eine Tochtergesellschaft im Sinne von 4.1 veräußert, sind Versicherungsfälle wegen Pflicht-
verletzungen (bzw. anderer zugrundeliegenden Ursachen), die von ihren versicherten Personen 
bis zum Veräußerungszeitpunkt (Closing Date) begangen werden (bzw. eintreten), und vor Ende 
der Versicherungsperiode oder dem Ablauf der Nachmeldefrist eintreten, versichert. 
 
Für vor der Eigenschaft als Tochtergesellschaft begangene Pflichtverletzungen (bzw. andere 
zugrundeliegende Ursachen) muss Versicherungsschutz gesondert gemäß 9.3.3 vereinbart 
werden. 

 

9.3.3 Optionale Rückwärtsversicherung 
 

Die Versicherungsnehmerin ist berechtigt, Versicherungsschutz für vor der Eigenschaft als 
Tochtergesellschaft begangene Pflichtverletzungen (bzw. andere zugrundeliegende Ursachen) 
gegen eine Zusatzprämie von 50 % der Jahresprämie der laufenden Versicherungsperiode für 
solche versicherten Personen zu erwerben, welche nach dem Erwerb der Leitung oder Kontrolle 
in der hinzukommenden Tochtergesellschaft verbleiben oder infolge eines Funktionswechsels 
versicherte Personen der versicherten Gesellschaft werden, sofern: 

• es sich bei der neu hinzukommenden Tochtergesellschaft nicht um ein Unternehmen gemäß 
4.2.1(i), (ii) oder (iii) handelt, 

• die neu hinzukommende Tochtergesellschaft vor dem Erwerb nicht insolvent war und 

• für die neu hinzukommende Tochtergesellschaft und/oder deren versicherten Personen 
nicht bereits D&O-Versicherungsschutz besteht. 

 
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Versicherungsfälle wegen einer Pflicht-
verletzung (bzw. andere zugrundeliegende Ursachen), welche der vom Versicherungsfall 
betroffenen versicherten Person bei Erwerb der Leitung oder Kontrolle über die neu hinzu-
kommende Tochtergesellschaft als solche bekannt war. 

 

9.3.4 Optionale Vorwärtsdeckung bei ausscheidender Tochtergesellschaft 
 

Verliert eine Tochtergesellschaft während der Versicherungsperiode diese Eigenschaft, kann auf 
Antrag der Versicherungsnehmerin Versicherungsschutz für solche Versicherungsfälle, welche 

• auf einer innerhalb von drei (3) Monaten nach Verlust der Eigenschaft als 
Tochtergesellschaft begangenen Pflichtverletzung beruhen und 

• vor Ende der Vertragslaufzeit oder dem Ablauf der Nachmeldefrist eintreten,  
 
gesondert vereinbart werden. Voraussetzung hierfür ist die Einwilligung des Versicherers und die 
von demselben verlangten Zusatzprämie und Bedingungsanpassungen. 

 

9.3.5 Optionale separate Nachmeldefrist bei ausscheidender Tochtergesellschaft 
 

Verliert eine Tochtergesellschaft während der Versicherungsperiode diese Eigenschaft, kann auf 
Antrag der Versicherungsnehmerin eine separate Nachmeldefrist mit einer eigenständigen Ver-
sicherungssumme für die ausscheidende Tochtergesellschaft gegen Zusatzprämie gesondert 
vereinbart werden. Voraussetzung für den Erwerb der separaten Nachmeldefrist ist, dass sowohl 
die Antragstellung als auch die Zahlung der Zusatzprämie durch die Versicherungsnehmerin 
innerhalb von zwei (2) Monaten ab dem Zeitpunkt des Ausscheidens der Tochtergesellschaft 
erfolgen. 
 
Der Versicherungsschutz unter der separaten Nachmeldefrist beginnt mit dem Zeitpunkt des 
Ausscheidens der Tochtergesellschaft und besteht ausschließlich im Umfang der eigenständigen 
Versicherungssumme für vor dem Zeitpunkt des Ausscheidens begangene Pflichtverletzungen. 
Versicherungsschutz unter den im Versicherungsschein angegebenen Versicherungssummen 
besteht darüber hinaus nicht. Es finden die Vertragsbedingungen der Versicherungsperiode 
Anwendung, in welcher die separate Nachmeldefrist entsteht. Sofern in einem über die Serien-
schadenklausel verbundenen Versicherungsfall sowohl versicherte Personen der ausge-
schiedenen Tochtergesellschaften als auch andere versicherte Personen von dem Ver-
sicherungsfall betroffen sind, steht die eigenständige Versicherungssumme für diesen Ver-
sicherungsfall nicht zur Verfügung. 
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9.4 INSOLVENZ EINER VERSICHERTEN GESELLSCHAFT  
 

Wird über das Vermögen einer versicherten Gesellschaft (inkl. der Versicherungsnehmerin) während der 
Versicherungsperiode ein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt, besteht der Ver-
sicherungsschutz uneingeschränkt fort.  

 
Kein Versicherungsschutz besteht jedoch insoweit für die persönliche Haftung des Insolvenzverwalters. 

 

9.5 VERSCHMELZUNG DER VERSICHERUNGSNEHMERIN  
 

Im Fall einer Verschmelzung der Versicherungsnehmerin nach dem Umwandlungsgesetz oder 
vergleichbarer Vorschriften einer ausländischen Rechtsordnung während der Versicherungsperiode auf 
eine andere juristische Person oder unter Verlust der eigenen Rechtspersönlichkeit besteht Ver-
sicherungsschutz nur für Versicherungsfälle wegen Pflichtverletzungen (bzw. andere zugrundeliegende 
Ursachen), die vor der Rechtswirksamkeit der Verschmelzung begangen wurden (bzw. eingetreten sind).  
 
Im umgekehrten Fall – Verschmelzung auf die Versicherungsnehmerin – erhalten versicherte Personen 
der anderen juristischen Personen Versicherungsschutz für die nach Rechtswirksamkeit der 
Verschmelzung begangenen (bzw. eingetretenen) Pflichtverletzungen (bzw. anderen zugrunde-
liegenden Ursachen).  

 
 

10. Räumlicher Geltungsbereich  
 
 

10.1 ALLGEMEIN 
 

Versicherungsschutz besteht weltweit, soweit die Erbringung von Versicherungsleistungen rechtlich 
zulässig ist.  

 
 

10.2 NON-ADMITTED-LÄNDER  
 

Ist die direkte Erbringung von Versicherungsleistungen an eine ausländische versicherte Gesellschaften 
oder Person im Versicherungsfall nur wegen der rechtlichen Bestimmung einer ausländischen 
Rechtsordnung (Non-Admitted Regelungen) nicht zulässig, erstreckt sich der Versicherungsschutz, 
soweit gesetzlich zulässig, ausschließlich auf die durch sie getätigten oder (gesetzlich oder vertraglich) 
verpflichteten Entschädigungsleistungen gegenüber der  Tochtergesellschaft (Bilanzschaden) und nur 
insoweit, 
 

• dass der Bilanzschaden dem Umfang von Versicherungsleistungen entspricht, die außer wegen 
der Non-Admitted Regelungen von dieser Police versichert wären, und 

• keine Versicherungsdeckung durch eine Lokalpolice zu Verfügung steht oder keine über eine 
solche Versicherung hinausgehende Deckung (Bedingungsdifferenz-/Summendifferenz-Deckung) 
zugunsten der ausländischen Tochtergesellschaft oder ihrer versicherten Person, besteht. 

 
Im Falle von Uneinigkeit zwischen dem Versicherer und der Versicherungsnehmerin über die Höhe des 
Bilanzschadens, wird dies durch einen einvernehmlich bestellten Sachverständigen bestimmt. Die 
Kosten dieses Gutachtens sollen gleichmäßig von dem Versicherer und der Versicherungsnehmerin 
getragen werden. 
 
Alle Zahlungen des Versicherers gemäß dieser Regelung befreien den Versicherer im selben Umfang 
vollständig von allen seinen vertraglichen Pflichten im Zusammenhang mit den betroffenen Ver-
sicherungsfällen.  
 
Die Versicherungsnehmerin stellt den Versicherer für alle damit zusammenhängenden Ansprüche oder 
Aufwendungen (einschließlich aber nicht begrenzt auf Abwehrkosten) frei oder bestätigt eine solche 
Freistellung nach Aufforderung des Versicherers. 
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11. Ausschlüsse vom Versicherungsschutz 
 
 

11.1 DIREKT VORSÄTZLICHE PFLICHTVERLETZUNG 
 

11.1.1 Wissentliche Pflichtverletzungen 
 

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Versicherungsfälle, die auf einer wissentlichen 
Pflichtverletzung (bzw. eingetretenen sonstigen zugrundeliegenden Ursache bei besonderen 
Versicherungsfällen) der vom Versicherungsfall betroffenen versicherten Person oder 
Gesellschaft beruhen (dolus directus).  
 
Versicherungsschutz besteht jedoch für Versicherungsfälle aufgrund von bedingt vorsätzlichen 
Pflichtverletzungen (dolus eventualis). 
 
Für die Abwehrkosten und alle Arten von Verteidigungskosten besteht vorläufiger Versicherungs-
schutz, bis direkter Vorsatz rechtskräftig festgestellt wird. Die versicherte Person bzw. 
Gesellschaft ist dann zur Rückerstattung der vom Versicherer erbrachten Leistungen verpflichtet.  

 

11.1.2 Binnenrecht  
 

Vorstehende Ausschlüsse in 11.1.1 gelten jedoch nicht bei einer Pflichtverletzung der 
versicherten Person im Zusammenhang mit einem Verstoß gegen ein von der Versicherungs-
nehmerin oder einer Tochtergesellschaft gesetztes Binnenrecht, z.B. Satzungen, Geschäfts-
ordnungen, Richtlinien oder sonstigen Handlungsanweisungen, wenn die versicherte Person bei 
der Pflichtverletzung unter objektiver Abwägung aller Umstände, insbesondere auf der Grundlage 
angemessener Informationen, vernünftigerweise annehmen durfte zu handeln oder dass die Ver-
sicherungsnehmerin oder die Tochtergesellschaft die Pflichtverletzung dulden würde.  

 

11.1.3 Zurechnung 
 

Kenntnis, Unkenntnis oder Verschulden einer versicherten Person hinsichtlich einer Pflicht-
verletzung werden anderen versicherten Personen deckungsrechtlich nicht zugeordnet.  

 
 

11.2 BEKANNTE TATBESTÄNDE 
 

Kein Versicherungsschutz besteht für Versicherungsfälle wegen Pflichtverletzungen (bzw. eingetretene 
sonstige zugrundeliegende Ursache bei besonderen Versicherungsfällen), die: 
 
(a) einem Repräsentanten der Versicherungsnehmerin gemäß 12.1, einer der in Anspruch 

genommenen versicherten Personen bzw. Gesellschaften oder einer der mit der Verhandlung und 
Vereinbarung dieses Versicherungsvertrages befassten Personen zu Beginn des Vertrages oder 
zu dem gegebenenfalls im Versicherungsschein festgelegten Kontinuitätsdatum gemäß POS. 6 
des Versicherungsscheins bekannt war oder 

 
(b) die bereits unter einem anderen Versicherungsvertrag oder einer früheren Versicherungsperiode 

dieses Vertrages gemeldet wurde. 
 
Ansprüche wegen oder aufgrund von gerichtlichen oder behördlichen Verfahren gegen versicherte 
Personen bzw. Gesellschaften, die bereits an oder vor dem Kontinuitätsdatum gemäß POS. 6 des 
Versicherungsscheins eingeleitet, anhängig oder abgeschlossen waren, gelten als bekannt und damit 
ausgeschlossen.  
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11.3 STRAFEN UND BUSSGELDER 
 

Kein Versicherungsschutz besteht für Versicherungsfälle wegen oder im Zusammenhang mit straf-
rechtlichen Geldauflagen, Bußgeldern, Strafzahlungen und ähnlichen Strafen, auch aus dem Ordnungs-
widrigkeitsrecht und aus ausländischen Rechtsordnungen vorbehaltlich der Regelungen in 1.2.2(c). 
Vorbehaltlich der Regelungen in 11.1 gilt dies nicht für Abwehrkosten. 

 
 

11.4 USA AUSSCHLÜSSE 
 

11.4.1 Innenhaftung USA  
 

Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, die  

• von einer versicherten Gesellschaft oder von einer Fremdgesellschaft gemäß 2.2 

• selbst oder in deren Namen oder mit/auf deren Unterstützung, Förderung, Weisung, 
Mitwirkung oder Veranlassung  

 
gegen eine versicherte Person in den USA oder nach US-amerikanischem Recht sowie 
entsprechender Durchführungs- und Verwaltungsvorschriften dieser Bestimmungen oder 
vergleichbarer Bundes- oder Staatsgesetze einschließlich bundesstaatlicher Blue Sky Laws oder 
entsprechender Common Law-Gesetze geltend gemacht werden. 

 
Versicherungsschutz besteht jedoch:  

• für Abwehrkosten;  

• bei Ansprüchen, die von Anteileignern, Insolvenzverwaltern, Vergleichsverwaltern, 
Liquidatoren, Gläubigerausschüssen, Creditors‘ Committees (oder vergleichbaren 
Funktionsträgern nach ausländischer Rechtsordnung) solcher Gesellschaften ohne 
Unterstützung, Förderung, Weisung, Mitwirkung derselben oder einer versicherten Person 
geltend gemacht werden (es sei denn, Unterstützung oder Mitwirkung bei solchen 
Ansprüchen streng gesetzlich erforderlich ist); 

• bei Ansprüchen, die ausschließlich auf Basis einer Streitverkündung oder ähnlichem 
Rechtsinstitut geltend gemacht werden unter der Voraussetzung, dass der Anspruch 
Folge eines gegen die versicherte Person geltend gemachten versicherten Anspruchs ist. 

 

11.4.2 Sonstige USA-Ausschlüsse 
 

Ausgeschlossen sind ferner Versicherungsfälle wegen  

• der Herausgabe des Gewinns durch den Verkauf oder Kauf von Wertpapieren durch eine 
versicherte Person, gestützt auf Bestimmungen des U.S. Securities Exchange Act of 1934 
(SEA), Section 16(b)  

• sowie tatsächlichen oder angeblichen Verstößen gegen Bestimmungen des U.S. Employee 
Retirement Income Security Act of 1974 (ERISA)  

 
sowie entsprechender Durchführungs- und Verwaltungsvorschriften dieser Bestimmungen oder 
vergleichbarer Bundes- oder Staatsgesetze sowie entsprechenden Common Law-Rechts.  

 
 

11.5 EMBARGOS / SANKTIONEN 
 

Kein Versicherungsschutz besteht, wenn Leistungen nach diesem Vertrag direkt anwendbare Finanz-, 
Handels- oder Wirtschaftsembargos oder -sanktionen der EU, UN oder aus sonstigem anwendbarem 
Recht entgegenstehen.  
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11.6 ARGLISTIGE TÄUSCHUNG: 
 

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Versicherungsfälle, die auf einem Gefahrumstand 
beruhen, über den vor Abschluss des Versicherungsvertrages arglistig getäuscht wurde. Der Ausschluss 
betrifft nur die versicherten Personen, die selbst die Täuschungshandlung begangen haben oder hiervon 
positive Kenntnis hatten. Eine Zurechnung gemäß 12.1 auf andere versicherte Personen, die Ver-
sicherungsnehmerin oder eine Tochtergesellschaft findet nicht statt. 
 
Der Versicherer kann sich auf diesen Ausschluss nur innerhalb eines Monats ab Kenntniserlangung von 
der Täuschung berufen, wobei die den Ausschluss zugrundeliegenden Umstände anzugeben sind. Der 
Versicherer darf nachträglich weitere Umstände zur Begründung angeben, sofern die Monatsfrist noch 
nicht verstrichen ist. 

 
 

11.7 BESONDERE VERSICHERUNGSFÄLLE 
 

Alle vorstehenden Ausschlüsse und deren Regelungen gelten entsprechend bei besonderen Ver-
sicherungsfällen, 
 

(i) wobei Versicherungsschutz nicht einer versicherten Person, sondern einer versicherten 
Gesellschaft gewährt wird, 

 

(ii) die nicht in einem Schadensersatzanspruch im Sinne von 1.1.1 bestehen, und/oder 
 

(iii) die nicht auf einer Pflichtverletzung, sondern auf einer anderen zugrundeliegenden Ursache 
beruhen. 

 
 

12. Anzeigepflichten und Obliegenheiten 
 
 

12.1 VORVERTRAGLICHE ANZEIGEPFLICHTEN 
 

Die Versicherungsnehmerin hat die gesetzlichen vorvertraglichen Anzeigepflichten gemäß § 19 Ver-
sicherungsvertragsgesetz (VVG) einzuhalten. 

 
Wird die Versicherungsnehmerin bei der Beantwortung vorvertraglicher Fragen des Versicherers oder 
bei Vertragsschluss vertreten und kennt der Vertreter den gefahrerheblichen Umstand, so wird dies der 
Versicherungsnehmerin – in Abweichung von § 47 VVG – nur zugerechnet, wenn es sich bei dem 
Vertreter um einen Repräsentanten der Versicherungsnehmerin handelt.  
 
Als Repräsentanten gelten:  
 

• Vorsitzender des Aufsichtsrats 
 

• Vorsitzender des Vorstands bzw. der Geschäftsführung 
 

• Finanzvorstand bzw. Geschäftsführer Resort Finanzen und 
 

• Leiter der Rechts- und/oder Versicherungsabteilung 
 

• ein mit diesen Personen vergleichbarer Funktionsträger bei Gesellschaften ausländischen Rechts 
 
Auch eine Zurechnung von Organwissen und -verhalten als Eigenwissen und Eigenhandeln der Ver-
sicherungsnehmerin ist ausgeschlossen, sofern der Organwalter den genannten Personenkreis nicht 
angehört. 

 
Ist der Versicherer zum Rücktritt berechtigt, verzichtet der Versicherer auf die Ausübung dieses Rechts. 
Der Versicherer hat das Recht, den Vertrag unter den Voraussetzungen des § 19 Abs. 6 S. 1 VVG in 
seiner derzeitigen Fassung zu kündigen, wenn sich durch eine Vertragsänderung aufgrund einer 
Gefahrerhöhung die Prämie um mehr als 10 % erhöht oder der Versicherer die Gefahrabsicherung für 
den nicht angezeigten Umstand ausschließt.  
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Der Versicherungsschutz für Repräsentanten i.S.d. Bestimmung entfällt, soweit dieser Repräsentant 
eine vorvertragliche Anzeigepflicht grob fahrlässig verletzt hat und dem Versicherer deshalb das 
Rücktrittsrecht des § 19 Abs.2 VVG zusteht. 
 
Ist der Versicherer zur Anfechtung wegen arglistiger Täuschung berechtigt, kann er entscheiden, dieses 
Recht nicht auszuüben. In diesem Fall bleiben die Vorschriften gemäß 11.6 unberührt.  

 

 
12.2 GEFAHRERHÖHUNG 

 

12.2.1 Meldepflicht 
 

Erkennt die Versicherungsnehmerin nachträglich, dass sie eine Gefahrerhöhung vorgenommen 
oder gestattet hat, so hat sie die Gefahrerhöhung dem Versicherer innerhalb eines Monats ab 
Kenntniserlangung von der Gefahrerhöhung anzuzeigen.  
 
Tritt nach Abgabe der Vertragserklärung der Versicherungsnehmerin eine Gefahrerhöhung 
unabhängig von ihrem Willen ein, hat sie die Gefahrerhöhung, nachdem sie von ihr Kenntnis 
erlangt hat, dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.  
 
Als Gefahrerhöhungen gelten allein die bei der Versicherungsnehmerin selbst während der 
Vertragslaufzeit eintretenden, nachfolgend genannten Umstände: 
 
(a) Änderung des Unternehmensgegenstands im Gesellschaftsvertrag der Versicherungs-

nehmerin 
 
(b) Neubeherrschung 

 
(c) Verschmelzung  
 
(d) Änderung des Gesellschaftszwecks 
 
(e) Börsengang, öffentliche Bekanntgabe von geplanten Börsengängen, Antrag auf Börsen-

notierung, Emission von Wertpapieren 
 
(f) Sitzverlagerung der Versicherungsnehmerin ins Ausland 
 
(g) Entscheidung über die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens oder Liquidation 
 
(h) Neugründung oder Erwerb einer Tochtergesellschaft gemäß 4.2.1(i) bis (iii). 

 

12.2.2 Rechtsfolgen eines Verstoßes 
 

Liegt eine Gefahrerhöhung nach 12.2.1 vor oder macht die Versicherungsnehmerin unrichtige 
Angaben hierzu oder verschweigt sie arglistig sonstige Gefahrumstände, kann dies den Ver-
sicherer berechtigen, unter den Voraussetzungen des § 26 VVG in seiner derzeit gültigen 
Fassung, den Versicherungsschutz zu versagen.  
 
Ist der Versicherer berechtigt, den Versicherungsschutz zu versagen, verzichtet er auf die 
Ausübung dieses Rechts. Das Recht des Versicherers, sich auf Leistungsfreiheit wegen 
Gefahrerhöhung zu berufen, bleibt unberührt im Hinblick auf solche versicherten Personen, die 
ursächlich für die Ausübung dieses Rechts geworden sind oder Kenntnis von solchen 
Handlungen hatten, die den Versicherer zur Ausübung dieses Rechts berechtigen.  
 
Der Versicherer hat das Recht, ab dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäfts-
grundsätzen für diese höhere Gefahr entsprechende Prämie und/oder Anpassungen der 
Versicherungsbedingungen zu verlangen oder die Absicherung der höheren Gefahr 
auszuschließen. Dieses Recht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis 
des Versicherers von der Erhöhung der Gefahr ausgeübt wird oder wenn der Zustand 
wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat. Erhöht sich die Prämie als Folge 
der Gefahrerhöhung um mehr als zehn Prozent oder schließt der Versicherer die Absicherung 
der höheren Gefahr aus, kann die Versicherungsnehmerin den Vertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. Der Ver-
sicherer hat die Versicherungsnehmerin in der Mitteilung auf dieses Recht hinzuweisen.  
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12.3 OBLIEGENHEITEN NACH EINTRITT DES VERSICHERUNGSFALLS  

 

12.3.1 Anzeige des Versicherungsfalls 
 

Dem Versicherer ist jeder Versicherungsfall unverzüglich und in Textform durch die versicherten 
Personen, die Versicherungsnehmerin oder die Tochtergesellschaft anzuzeigen. Die Fristen 
werden durch die Absendung der Anzeige gewahrt.  

 

12.3.2 Mitwirkungspflichten 
 

Soweit dies für die Versicherungsnehmerin und die versicherten Personen zumutbar ist, sind sie 
verpflichtet, für die Abwendung und Minderung des Schadens zu sorgen, wobei Weisungen des 
Versicherers im Rahmen des Zumutbaren zu befolgen sind.  
 
Sie sind verpflichtet, dem Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu 
erstatten, alle Umstände, die mit dem Schadenfall in Zusammenhang stehen, mitzuteilen und alle 
Informationen und Schriftstücke zur Verfügung zu stellen, die nach Ansicht des Versicherers für 
die Beurteilung des Schadenfalls und des Versicherungsschutzes notwendig sind.  

 

12.3.3 Rechtsfolgen einer Obliegenheitsverletzung  
 

Der Versicherer kann den Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntniserlangung von der 
Obliegenheitspflichtverletzung kündigen, falls eine Obliegenheit des Vertrages, die vor Eintritt des 
Versicherungsfalles zu erfüllen ist, verletzt wird. Dies gilt nicht, soweit die Versicherungsnehmerin 
nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verursacht 
wurde.    
 
Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn die Obliegenheit, die dem Ver-
sicherer gegenüber zu erfüllen ist, vorsätzlich verletzt wurde. Der Versicherer ist berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen, wenn 
die Obliegenheit grob fahrlässig verletzt wurde. Der Versicherungsschutz bleibt bestehen, wenn 
die Versicherungsnehmerin nachweist, dass die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt 
worden ist.  
 
Sofern eine nach Eintritt des Versicherungsfalles bestehende Anzeige-, Aufklärungs- oder Mit-
wirkungsobliegenheit verletzt wurde, fällt der Versicherungsschutz nur dann ganz oder teilweise 
weg, wenn der Versicherer die versicherte Person oder Gesellschaft durch gesonderte Mitteilung 
in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 
 
Soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Ver-
sicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang, der dem Versicherer obliegenden 
Leistung ursächlich ist, bleibt der Versicherer zur Leistung verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn die 
Versicherungsnehmerin die Obliegenheit arglistig verletzt hat.  

 

12.3.4 Obliegenheiten versicherter Gesellschaften 
 

Alle vorstehenden Obliegenheiten der versicherten Personen und deren Regelungen gelten für 
die versicherten Gesellschaften entsprechend, soweit sie gemäß 6.3 leistungsberechtigt sind. 

 
 

13. Sonstige Bestimmungen 
 
 

13.1 PRÄMIE 
 

Eine einmalige Prämie ist, oder wenn laufende Prämien vereinbart sind, die erste Prämie, unverzüglich 
nach Ablauf von 14 Tagen nach Zugang des Versicherungsscheins von der Versicherungsnehmerin zu 
zahlen. 

 
Ist die Zahlung der Jahresprämie in Raten vereinbart, gilt die erste Rate als Erstprämie.  
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13.1.1 Folgen der Nichtzahlung der Erstprämie 
 

Wird die einmalige oder die erste Prämie nicht rechtzeitig bezahlt, ist der Versicherer, solange 
die Zahlung nicht bewirkt ist, zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt. Dies gilt nicht, wenn die Ver-
sicherungsnehmerin die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.  
 
Ist die einmalige oder die erste Prämie bei Eintritt des Versicherungsfalls nicht gezahlt, ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn die Versicherungsnehmerin die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.  
 
Der Versicherer kann im Fall des Rücktritts wegen des Verzugs der Erstprämie eine 
angemessene Geschäftsgebühr verlangen.  

 

13.1.2 Folgen der Nichtzahlung der Folgeprämie 
 

(a) Fristsetzung bei Nichtzahlung 
 

Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer der Versicherungs-
nehmerin auf deren Kosten in Textform eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen 
bestimmen. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge der 
Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach 
13.1.2.(b) und 13.1.2.(c) mit dem Fristablauf verbunden sind. 

 

(b) Leistungsfreiheit bei Nichtzahlung  
 

Tritt der Versicherungsfall nach Ablauf der Frist nach 13.1.2.(a) ein und ist der Ver-
sicherungsnehmer bei Eintritt mit der Zahlung der Prämie, Zinsen oder der Kosten in 
Verzug, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet. 

 

(c) Kündigung bei Nichtzahlung  
 

Der Versicherer kann nach Fristablauf der unter 13.1.2.(a) bestimmten Frist den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Frist kündigen, sofern die Versicherungsnehmerin mit der Zahlung 
der geschuldeten Prämie in Verzug ist.  

 

(d) Vorzeitige Vertragsbeendigung 
 

Der Versicherer kann im Fall der Beendigung des Versicherungsvertrags vor Ablauf der 
Vertragslaufzeit oder der rückwirkenden Aufhebung der Versicherung nach ihrem Beginn 
oder der anfänglichen Nichtigkeit des Versicherungsverhältnisses die Prämie anteilig für 
den Zeitraum verlangen, in dem Versicherungsschutz bestanden hat. Die Prämie steht dem 
Versicherer im Fall des Rücktritts oder der Anfechtung wegen arglistiger Täuschung bis zum 
Wirksamwerden der Rücktritts- oder Anfechtungserklärung zu.  

 
 

13.2 DAUER DES VERSICHERUNGSVERTRAGS 
 

13.2.1 Vertragslaufzeit 
 

Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abgeschlossen (Versicherungs-
periode).  

 
Beträgt diese mindestens ein Jahr, verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn dem 
Vertragspartner nicht spätestens drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Vertragsdauer eine 
Kündigung zugegangen ist.  

 
Beträgt die Versicherungsperiode weniger als ein Jahr, endet der Vertrag, ohne dass es einer 
Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

 

13.2.2 Kündigung 
 

Die Versicherungsnehmerin und der Versicherer können das Versicherungsvertragsverhältnis 
vorbehaltlich der Einhaltung einer Kündigungsfrist von mindestens drei Monaten vor dem 
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jeweiligen Ablauf des Vertrags in Textform kündigen. Maßgeblicher Zeitpunkt ist der Zugang der 
Kündigungserklärung beim Vertragspartner. 

 
Der Versicherer verzichtet im Versicherungsfall auf sein Kündigungsrecht aus § 111 VVG. 

 
 

13.3 ANSPRUCHSBERECHTIGUNG 
 

Anspruch auf Versicherungsschutz haben nur: 
 
(a) die versicherten Personen im Rahmen von 5, 6.1 und 6.2 und 
 
(b) die versicherten Gesellschaften im Rahmen von 6.3. 
 
Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag können durch jede versicherte Person bzw. Gesellschaft 
gegenüber dem Versicherer auch ohne Zustimmung der Versicherungsnehmerin gerichtlich und 
außergerichtlich geltend gemacht werden, auch wenn der Versicherungsschein nicht in ihrem Besitz ist.  

 
 

13.4 ABTRETUNG  
 

Sämtliche Gestaltungs- und andere Rechte bzgl. dieses Versicherungsvertrags stehen ausschließlich 
der Versicherungsnehmerin zu. Ohne Zustimmung des Versicherers darf der Freistellungsanspruch vor 
seiner endgültigen Feststellung weder abgetreten, noch verpfändet werden. Eine Abtretung an den 
geschädigten Dritten durch die versicherte Person ist zulässig. 

 
 

13.5 BEVOLLMÄCHTIGUNG  
 

Für alle diesen Versicherungsvertrag betreffenden Willenserklärungen ist die Versicherungsnehmerin, 
die dies versichert, auch im Hinblick auf ihre Tochtergesellschaften und die versicherten Personen zur 
Abgabe und zum Empfang bevollmächtigt.  

 
 

13.6 KONTINUITÄT MIT VORHERIGEM DECKUNGSUMFANG 
 

Im Fall einer Einschränkung des Versicherungsschutzes bei Verlängerung dieses Vertrages hinsichtlich 
des bedingungsgemäßen Deckungsumfangs gilt für während der unmittelbar vorherigen Versicherungs-
periode begangene Pflichtverletzungen (bzw. eingetretene sonstige zugrundeliegende Ursache bei 
besonderen Versicherungsfällen) der zu diesem Zeitpunkt gültige Deckungsumfang. Diese Regelung 
bezieht sich auch auf die Deckungssummen dieses Vertrages. 
 
Von dieser Regelung kann auch in der unmittelbar folgenden Versicherungsperiode rückwirkend nicht 
zum Nachteil der versicherten Personen abgewichen werden. 

 
 

13.7 ANZEIGEN UND ERKLÄRUNGEN 
 

13.7.1 Sämtliche Meldungen von Versicherungsfällen sind zu richten an: 
 

Tokio Marine Europe S.A. (Zweigniederlassung für Deutschland) 
Niederlassung München 
Rindermarkt 16 
80331 München  

 

13.7.2 Sämtliche andere Anzeigen und Erklärungen in Textform sind zu richten an: 
 

Tokio Marine Europe S.A. (Zweigniederlassung für Deutschland) 
Niederlassung München 
Rindermarkt 16 
80331 München  

 

13.7.3 Die Meldungsregelung bei Beschwerdeverfahren (siehe „Hinweise“) bleibt hiervon unberührt. 
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13.8 WÄHRUNGSUMRECHNUNG 
 

Werden Leistungen aus diesem Versicherungsvertrag erbracht, sind diese in der im Versicherungs-
schein angegebenen Währung zu berechnen. Es gilt der Umrechnungskurs der Europäischen Zentral-
bank, der am Tag der Bestimmung der jeweiligen Geldleistung (insbesondere durch endgültiges Urteil 
oder Vergleich) veröffentlicht wird.  

 
 

13.9 ANZUWENDENDES RECHT UND GERICHTSSTAND 
 

Alle Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit diesem Versicherungsvertrag unterliegen deutschem 
Recht.  

 
Ausschließlicher Gerichtsstand für alle Rechtsstreitigkeiten aus diesem Versicherungsvertrag ist 
München. Diese Gerichtsstandsvereinbarung gilt ausdrücklich auch dann, wenn die Versicherungs-
nehmerin oder eine versicherte Person ihren (Wohn-)Sitz im Ausland hat. 


